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Gerhard Wettig

Das Berlin-Problem — Rückblick und Gegenwart

Der Berlin-Status und seine Wandlungen seit 1945

Auf Grund der Londoner Vereinbarungen zwi-
schen den Vereinigten Staaten, Großbritannien 
und der Sowjetunion vom 12. September und 
14. November 1944, die am 26. Juli 1945 auf 
Frankreich ausgedehnt wurden, wurde Berlin 
als die deutsche Hauptstadt aus den Besat-
zungszonen ausgeklammert und zu einem von 
allen Okkupationsmächten besetzten und von 
ihnen gemeinsam verwalteten Sondergebiet 
bestimmt1). Diese Regelung setzte eine ge-
meinschaftliche Herrschaftsausübung der Sie-
gerstaaten in Deutschland voraus, wie sie in 
den Londoner Übereinkünften vom 14. No-
vember 1944 und 1. Mai 1945 und im Potsda-
mer Abkommen v 2om . August 1945 vorgese-
hen war2). Dieses Modell einer mandatsähn-
lichen Samtherrschaft der Siegermächte in 
Deutschland wurde während zweier Jahre for-
mal praktiziert, ohne daß es allerdings jemals 
in der Sache funktioniert hätte. Wie wenig na-
mentlich die Sowjetunion darauf verzichten 
wollte, ihre Sonderinteressen auf Kosten der 
postulierten Gemeinschaftlichkeit durchzuset-
zen, zeigte sich bereits im Juni 1945 bei den 
Verhandlungen über die gemeinschaftliche Ok-
kupation Berlins, als sie ihre Besatzungspart-
ner nötigte, die Versorgung ihrer Sektoren in 
der Stadt aus ihren weit entfernten Zonen zu 
übernehmen. Damit wurde Berlin von vorn-
herein wirtschaftlich geteilt, indem die Ber-
liner Sektoren mit verschiedenen Besatzungs-
gebieten verbunden wurden.

1) Abdruck bei Alois Riklin, Das Berlinproblem, 
Köln 1964, S. 293—311.
2) Abdruck bei A. Riklin, a. a. O., S. 312—380. —
Die Übereinkunft vom 14. 11. 1944 ist nicht iden-
tisch mit der vorher erwähnten Vereinbarung 
gleichen Datums.

Im Rückblick erweist sich die im Juni 1945 
getroffene Regelung als der Beginn der Zer-
störung des interalliierten Sondergebietes 
Berlin, die seit Mitte 1947, als die Westmächte 
und die UdSSR in offenen Gegensatz zueinan-
der traten, immer vollständiger wurde. 1948 
ließ die Sowjetunion die gemeinsame Verwal-
tung der Stadt sowohl auf alliierter wie auf 
deutscher Ebene zerbrechen, und die beiden 
Stadtfragmente integrierten sich von da an mit 
den jeweils entsprechenden Teilen Deutsch-
lands. Neue Fakten ersetzten somit die Be-

standteile des 1944/45 fixierten Gesamt-Berli-
ner Status, die hinfällig geworden waren. Bis 
Mitte der fünfziger Jahre ließen es freilich we-
der die Westmächte noch die Sowjetunion zu, 
daß diese Fakten rechtliche Form erhielten. 
Die Lage, die sich in Berlin faktisch herausbil-
dete, geriet in einen immer größeren Gegen-
satz zu den Rechtsstandpunkten der West-
mächte und der Sowjetunion, die nach wie vor 
an den Vereinbarungen über den Berlin-Status 
von 1944/45 orientiert waren.

Die UdSSR ging nach der zweiten Souverä-
nitätszuerkennung an die DDR im Jahre 1955 
zunehmend von der Rechtsfiktion ab, daß Ge-
samt-Berlin nach wie vor ein von den Besat-
zungszonen getrenntes interalliiertes Sonder-
gebiet sei, und ließ eine allmähliche rechtliche 
Eingliederung Ost-Berlins in die DDR zu, die 
1961 mit den Sperrmaßnahmen gegenüber 
West-Berlin und mit der Verkündung einer für 
die DDR einschließlich Ost-Berlin geltenden 
Wehrpflicht im wesentlichen ihren Abschluß 
fand. Es hätte in der Logik des sowjetischen 
Vorgehens gelegen, wenn auch die West-
mächte eine entsprechende rechtliche Integra-
tion West-Berlins in die Bundesrepublik mit 
bestimmten, aus der Insellage der Stadt resul-
tierenden Ausnahmen (etwa einem Vorbehalt 
hinsichtlich einer bundesdeutschen Wehrho-
heit in West-Berlin) erlaubt hätten. Möglicher-
weise wäre dies in den Jahren 1955/57 von 
sowjetischer Seite ohne weiteres akzeptiert 
worden.

Die Westmächte zögerten jedoch, dem so-
wjetischen Beispiel zu folgen. Sie waren daran 
interessiert, den rechtlichen Status quo so weit 
wie möglich zu konservieren, weil sie ihre zu-
gleich geographisch prekäre und politisch un-
erläßliche Präsenz in West-Berlin mit der 
1944/45 geschaffenen Rechtsbasis abzustützen 
strebten. Um sowjetischen Anzweiflungen ih-
rer Präsenz- und Zugangsrechte zuvorzukom-
men, scheuten sie sich, an dem rechtlichen Sta-
tus quo selbst dort zu rühren, wo dies an sich 
unbedenklich erscheinen mochte. Diesen politi-
schen Erwägungen wurde der Vorrang vor al-
len anderen Gesichtspunkten zugebilligt, ob-
wohl den gefürchteten sowjetischen Anzweif-
lungen gewichtige Argumente entgegengehal-
ten werden konnten: Die Westmächte hatten 



1945 ihre Position in West-Berlin praktisch im 
Austausch gegen weite Gebiete Mitteldeutsch-
lands erhalten, und vertragsrechtlich bestand 
zwischen den besonders gefährdeten westli-
chen Zugangsrechten und dem interalliierten 
Status Gesamt-Berlins kein Zusammenhang.
Die Vorsicht, welche die Westmächte walten 
ließen, hinderte die Sowjetunion nicht daran, 
im Zuge eines Kurswechsels gegenüber der 
Bundesrepublik Ende 1958 West-Berlin anzu-
greifen und zu diesem Zweck die westlichen 
Präsenz- und Zugangsrechte für hinfällig zu 
erklären. Die Rechtfertigung hierfür konnte 
nur als bloßer Vorwand gelten: Da die West-
mächte von der Bundesrepublik die Erfüllung 
der Potsdamer Leitsätze, so wie sie in Moskau 
interpretiert wurden, nicht erzwungen hätten, 
seien alle interalliierten Abkommen von 
1944/45 ungültig geworden. Dementsprechend 
hätten die Westmächte West-Berlin zu räumen. 
Die Stadt wurde als angeblicher Teil der frühe-
ren Sowjetzone für die DDR reklamiert, doch 
sollte ihr trotzdem der Status einer „entmili-
tarisierten Freien Stadt" zugestanden sein3).

4) So wird beispielsweise die außenpolitische Ver-
tretung durch einen anderen Staat auch bei Klein-
staaten wie Monaco, San Marino, Sikhim und 
Bhutan als natürlich akzeptiert, obwohl diese völ-
kerrechtlich sogar souveränen Status besitzen.
5) Vgl. Jean Edward Smith, The Defense of 
Berlin, Baltimore 1963, S. 71—89; Alois Riklin, 
Das Berlinproblem, Köln 1964, S. 262—275. Doku-
mente: A. Riklin, a. a. O., S. 381—394; Dokumente 
zur Berlin-Frage 1944—1962, hrsg. vom Forschungs-
institut der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige 
Politik e. V., München 1962, S. 38—59.

Nach der Kuba-Krise ging die sowjetische Füh-
rung von den West-Berlin-Forderungen des 
Jahres 1958 ab. Statt dessen heißt es seitdem, 
der Status West-Berlins als einer „selbständi-
gen politischen Einheit" müsse endlich von der 
Bundesrepublik respektiert werden. Damit 
wird der Angriff, der bisher den Westmächten 
und der Bundesrepublik gleichermaßen galt, 
ausschließlich gegen die Bundesrepublik ge-
kehrt. Die neue Parole stimmt gut mit dem 
„Kampf um die Gewährleistung der europä-
ischen Sicherheit" zusammen, den Moskau seit 
1966 proklamiert. Die Bundesrepublik wird in 
Europa allgemein und insbesondere in Berlin 
als der Störenfried hingestellt, der den Status 
quo — und damit den Frieden — in Frage zu 
stellen suche. Die Formel von West-Berlin als 
„selbständiger politischer Einheit", auf die sich 
1964 die UdSSR und die DDR sowie 1967 die 
DDR und Bulgarien festlegten und die 1967 in 
der Abwandlung „besondere politische Ein-
heit" in den Verträgen der DDR mit Polen, der 
ÖSSR und Ungarn auftauchte, ermangelt einer 
völkerrechtlich definierten Bedeutung und hat 
somit einen recht vagen Inhalt. Klar ist nur, 
daß ihr zufolge West-Berlin nicht in der glei-
chen Weise wie die zehn westdeutschen Bun-
desländer in der Bundesrepublik Deutschland 
aufgehen darf, sondern eine gewisse Eigen-

3) Vgl. Hans Speier, Die Bedrohung Berlins, Köln- 
Berlin 1961, S. 16—52; J. E. Smith, a. a. O„ S. 151— 
208; Fritz Faust, Das Potsdamer Abkommen und 
seine völkerrechtliche Bedeutung, Frankfurt-Berlin, 
S. 203—218. Dokumente: Dokumente zur Berlin- 
Frage, a. a. O„ S. 123—138, 166—195, 228—236. 

existenz zu bewahren hat. Im übrigen aber ste-
hen weder die Praxis der Übernahme von Bun-
desgesetzen noch die enge administrative, 
wirtschaftliche und finanzielle Verflechtung 
der Stadt mit Westdeutschland oder die außen-
politische Vertretung West-Berlins durch die 
Bundesrepublik in einem logischen Wider-
spruch zu der sowjetischen Formel4), denn 
schließlich wird der Status des „politischen" 
— nicht „staatlichen" — Gebildes mit Rück-
sicht auf die Westmächte, deren besatzungs-
rechtliche Gewalt über West-Berlin die sowje-
tische Führung gegenwärtig nicht in Zweifel 
zieht, nur als „selbständig" oder „besonders" 
statt als „souverän" charakterisiert. Die Regie-
rungen der UdSSR und der DDR haben freilich 
seit 1963 ihrer West-Berlin-Formel nach Bedarf 
unterschiedliches politisches Gewicht und un-
terschiedliche Auslegungen gegeben. Will man 
Aufschluß über die Berlin-Politik gewinnen, 
die Moskau und Ost-Berlin gegenwärtig trei-
ben, so muß man untersuchen, welche konkre-
ten Vorstellungen zur Zeit mit der Formel ver-
knüpft werden.

Der Berlin-Status, wie er bei Kriegsende for-
muliert worden war, erforderte den ungehin-
derten Zugang der Westmächte zur Stadt 
durch und über sowjetzonales Territorium. Die 
interalliierten Vereinbarungen hierüber vom 
Juni 1945 legten einen völlig ungehinderten 
und unkontrollierten Zugang nur über die 
Luftwege fest; auf den Straßen-, Schienen- und 
Wasserwegen akzeptierten die westlichen Un-
terhändler nach einigem Hin und Her Be-
schränkungen und 5 Kontrollen ). Da die Al-
liierten damals von der Vorstellung eines ein-
heitlich und gemeinschaftlich von ihnen zu be-
herrschenden Gesamtdeutschlands ausgingen, 
zwischen dessen zonalen Bestandteilen grund-
sätzlich Freizügigkeit herrschen würde, mußte 
eine Gewähr für den deutschen Verkehr zwi-
schen den Westzonen und den Berliner West-
sektoren überflüssig erscheinen.

Das Problem stellte sich erst, als Deutschland 
und Berlin auseinanderbrachen. Während der 
Berliner Blockade von 1948/49 nahmen die 
Westmächte die ihnen verbliebenen Luftwege 



auch für die Deutschen in Anspruch6). Als 
1949 die westlichen Zugangswege zu Lande 
und zu Wasser wiederhergestellt wurden, 
herrschte zwischen den Westmächten und der 
Sowjetunion stillschweigendes Einverständnis 
darüber, daß die Westmächte berechtigt seien, 
die Bewohner ihrer Besatzungsgebiete an al-
len Zugangsrechten teilhaben zu lassen. Als 
formale Basis hierfür diente die Bestimmung 
in den Zugangsübereinkünften vom Juni 1945, 
wonach die Versorgungstransporte nach West- 
Berlin die Sowjetzone ungehindert passieren 
sollten. Da diese Versorgungstransporte von 
Deutschen aus den westlichen Okkupationsge-
bieten durchgeführt wurden, schloß dieser Teil 
der westlichen Zugangsrechte ausdrücklich den 
Transit Deutscher ein. Nach dem Ende der 1945 
grundsätzlich vorgesehenen gesamtdeutschen 
Freizügigkeit lag es nahe, dieses Transitrecht 
auf die Westdeutschen und West-Berliner ge-
nerell — also auch außerhalb ihrer Beteiligung 
am Güterverkehr zwischen Westdeutschland 
und West-Berlin — zu erstrecken. Der deut-
sche Berlin-Verkehr durch die Sowjetzone/ 
DDR wurde seit 1949 zu einem allseits respek-
tierten Gewohnheitsrecht, dessen sachliche Zu-
gehörigkeit zu den Zugangsrechten der West-
mächte anerkannt war. Als die UdSSR am 
20. September 1955 der DDR endgültig Souve-
ränitätsrechte zubilligte, verband sie damit 
eine Regelung, nach der die Behörden der DDR 
die Kontrolle über den Berlin-Transit für den 
Zivilverkehr aut dem Land- und Wasserweg 
ausüben konnten. Das implizierte freilich nur 
die Abwicklung der Kontrollformalitäten und 

6) Das Recht hierzu war in den — im November 
1945 endgültig fixierten — Vereinbarungen ein-
deutig enthalten: Die UdSSR hatte von ihrer an-
fänglichen Forderung Abstand genommen, daß die 
westlichen Uberflugrechte nur für den westlichen 
Militärverkehr gelten sollten.

nicht die Befugnis, den Transit durch die DDR 
nach West-Berlin zu gewähren oder zu ver-
sagen.
Sowjetunion und DDR operieren seit 1963 in 
der Berlin-Frage mit den gleichen Zentralfor-
meln. Trotzdem haben sich ihre Ziele und Ab-
sichten seitdem offensichtlich sehr gewandelt, 
insbesondere während der letzten Monate. 
Aufschluß hierüber kann der Betrachter, der 
die diplomatischen Vorgänge nicht kennt, nur 
durch eine systematische Analyse der publizi-
stischen Verlautbarungen aus beiden Ländern 
gewinnen. Die Publizistik ist dort — anders als 
in den westlichen Staaten — kein freies Ge-
werbe, sondern Organ der politischen Führung, 
das zentralen Weisungen und Kontrollen un-
terliegt. Mithin sind publizistische Äußerun-
gen in der gleichen Weise wie diplomatische 
Eröffnungen als Manifestationen der offiziel-
len Politik anzusehen. Um solche publizisti-
sche Äußerungen richtig deuten zu können, 
muß ihre publizistische Funktion erkannt wer-
den, die dann ihrerseits auf die damit ver-
knüpften politischen Zwecke hinweist. In den 
folgenden Ausführungen geht es darum, politi-
sche Positionen im Hinblick auf die Berlin- 
Frage festzustellen. Dementsprechend werden 
die publizistischen Äußerungen aus der So-
wjetunion und der DDR daraufhin untersucht, 
inwieweit sie Positionen in der Berlin-Frage 
markieren. Als die generellen publizistischen 
Funktionen, denen die Äußerungen zu dienen 
haben, kommen dabei in Frage die Orientie-
rung der eigenen Anhänger und des Inland-
publikums über die bestehenden Aktionsab-
sichten, der Aufbau von Ansprüchen gegen-
über der Gegenseite und die Erlangung von 
aktiver Zustimmung oder doch wenigstens 
passiver Duldung sowohl bei Unbeteiligten als 
auch bei Teilen der gegnerischen Öffentlich-
keit.

Die polemische Eskalation gegenüber West-Berlin seit 1966

Im Jahre 1966 übte die Sowjetunion in der 
Berlin-Frage noch große Zurückhaltung. Keine 
Stellungnahme führender Persönlichkeiten 
oder amtlicher Stellen nahm auf den Status 
West-Berlins Bezug, und auch in den publizi-
stischen Verlautbarungen, die für das sowjeti-
sche Inland oder für die internationale Öffent-
lichkeit bestimmt waren, wurde das Thema 
nicht berührt. Die Stellungnahme des West- 
Berliner SED-Chefs auf dem 22. Parteitag der 
KPdSU, die als die einzige Äußerung der Ver-
anstaltung die „selbständige politische Ein-
heit" West-Berlin erwähnte, wurde nicht zu-
sammen mit den Reden der anderen auswärti-

gen Kommunistenführer von der „Pravda" 
während des Parteitages publiziert, sondern 
erst später veröffentlicht. Im übrigen fand sich 
die sowjetische West-Berlin-Formel nur in 
einigen sowjetischen Rundfunksendungen, die 
sich spezifisch an die deutsche Öffentlichkeit 
wandten. In der DDR wurde währenddessen 
eine laute Kampagne geführt unter der Parole, 
daß dem Status West-Berlins als einer „selb-
ständigen politischen Einheit" Geltung ver-
schafft werden müsse. Um so mehr fällt auf, 
daß in der Ansprache Ulbrichts an die auf dem 
KPdSU-Parteitag versammelten Kommunisten 
von West-Berlin keine Rede war.



Diese Daten lassen den Schluß zu, daß die so-
wjetische Führung 1966 weder ihre Gefolg-
schaft auf eine Berlin-Aktion vorbereiten 
wollte noch die Aufmerksamkeit der interna-
tionalen Öffentlichkeit auf sowjetische West- 
Berlin-Aspirationen zu lenken wünschte. Of-
fensichtlich mußte sich auch Ulbricht, dessen 
Interesse an einer Veränderung der West-Ber-
liner Situation deutlich war, diesem Wunsche 
fügen, wenn er Stellungnahmen vor einem in-
ternationalen Publikum abgab. Zugleich war 
Moskau jedoch bemüht, bei den Deutschen die 
West-Berlin-Forderungen der vorangegange-
nen Jahre nicht in Vergessenheit geraten zu 
lassen. Von daher kann es auch als wahr-
scheinlich gelten, daß die DDR-Kampagne, so-
weit die sowjetische Führung sich mit ihr ge-
genüber dem westlichen Ausland nicht zu iden-
tifizieren brauchte, in Moskau nicht ungern 
gesehen wurde.
Nachdem im Dezember 1966 die neugebildete 
bundesdeutsche CDU/CSU-SPD-Regierung an-
fängliche sowjetische Hoffnungen auf eine 
antiatlantische Kursänderung der Bundesrepu-
blik gaullistischer Prägung zerstört hatte7), 
entschloß sich die sowjetische Führung dazu, 
im Zuge einer verschärft wieder aufgenomme-
nen „Entlarvungs"-Kampagne gegen die Bun-
desrepublik auch die West-Berlin-Polemik zu 
reaktivieren. Zur Orientierung des Publikums 
in den kommunistischen Ländern und zur anti-
bundesdeutschen Beeinflussung der westlichen 
Öffentlichkeit wurde die Parole ausgegeben, 
die „herrschenden Kreise Westdeutschlands" 
arbeiteten auf eine „Annexion" West-Berlins 
hin, um sich dort eine Ausgangsbasis für die 
Durchführung ihrer „aggressiven" und „revan-
chistischen" Pläne gegen die DDR und die an-
deren kommunistischen Länder zu schaffen.

7) Vgl. Gerhard Wettig, Moskau und die Große 
Koalition in Bonn, in- Aus Politik und Zeitge-
schichte, Beilage zur Wochenzeitung Das Parlament,
B 10/68 vom 6. 3. 1968, S. 3—22.

Nach den Thesen, die von der UdSSR und der 
DDR gleichermaßen verbreitet wurden, ver-
folgte die Bundesregierung ein Eroberungs-
konzept, das sie in drei Etappen verwirklichen 
wollte: in der Annexion West-Berlins, in der 
Einverleibung der DDR und schließlich in der 
Losreißung weiter Gebiete von Polen, von der 
Sowjetunion und von der ÖSSR. Danach, so 
wurde hinzugefügt, werde sich der „westdeut-
sche Imperialismus" gegen seine bisherigen 
Bundesgenossen in West- und Südeuropa wen-
den, um ihnen Landesteile wie Elsaß-Lothrin-
gen oder Südtirol zu entreißen.

Die neuen Parolen hatten deutlich die Funk-
tion, in Ost- und Westeuropa den positiven 

psychologischen und politischen Resultaten 
entgegenzuwirken, die sich die neue Bundes-
regierung von ihren Initiativen einer Entspan-
nung mit den osteuropäischen Ländern ver-
sprechen konnte. Seit Mitte der sechziger 
Jahre ist der sowjetische Kurs darauf ausge-
richtet, die Bundesrepublik als dasjenige 
europäische Land, auf dessen Bundesgenossen-
schaft die Vereinigten Staaten „in erster Linie" 
angewiesen sind, „weil ohne es die NATO sich 
faktisch in einen körperlosen Begriff verwan-
deln würde" 8), international zu diskreditie-
ren und zu isolieren. Das sowjetische Schreck-
bild der Bundesrepublik als eines „aggressi-
ven" und „revanchistischen" Staates hatte sich 
zu Zeiten Erhards, als die ostpolitischen For-
meln dogmatischer formuliert wurden und 
Bonn generell eine geringere praktische Elasti-
zität zeigte, vielfach noch relativ leicht glaub-
haft machen lassen. Nun aber drohten die 
neuen Schritte der westdeutschen Führer den 
Männern in Moskau das Konzept zu verder-
ben. Daher suchten diese alle nur denkbaren 
Argumente einzusetzen, um den angeblich un-
gewandelten Charakter der bundesdeutschen 
Politik zu erweisen. Die These von der bundes-
deutschen „Aggression" gegen West-Berlin 
diente in diesem Zusammenhang dazu, die 
Bundesrepublik selbst dann noch als aggres-
siv erscheinen zu lassen, wenn Bonn durch die 
Aufgabe einer Reihe von alten Vorstellungen 
der Deutschland- und Osteuropa-Politik den 
sowjetischen Anklagen, es wolle sich der 
Oder-Neiße-Gebiete, des Sudetenlandes und 
der DDR bemächtigen, unzweideutig den Bo-
den entziehen sollte. Die sowjetischen Führer 
scheinen zeitweilig sogar mit der Möglichkeit 
gerechnet zu haben, daß die Bundesrepublik 
der DDR die Aufnahme förmlicher Beziehun-
gen anbieten könnte.
Nachdem Bundeskanzler Kiesinger im Früh-
herbst 1967 mit seiner Stellungnahme gegen 
die „Anerkennungspartei" der bundesdeut-
schen Politik gegenüber Osteuropa und der 
DDR Grenzen gezogen hatte, trat zunächst eine 
merkliche Beruhigung der sowjetischen West- 
Berlin-Polemik ein. Ein relativer Tiefpunkt 
wurde Anfang Januar 1968 erreicht — zur glei-
chen Zeit, als die sowjetische Regierung der 
deutschen Bundesregierung ein geheimes 
West-Berlin-Memorandum zuleitete. Die Ver-
lautbarungen der DDR folgten dem sowjeti-
schen Trend. Da die sowjetische Seite bei ech-
ter Bereitschaft zu diplomatischen Gesprächen 
häufig — wenn auch nicht immer — die publi-
zistische Auseinandersetzung gedämpft oder 
eingestellt hat, ist die Deutung denkbar, daß

8) Spartak Beglov, Za fasadom ,osobych otnosenij', 
in Mezdunarodnaja izn‘, 1968 H. 3, S. 55. 



die sowjetische Regierung damals ernstlich mit 
der Bundesregierung in einen diplomatischen 
Dialog über West-Berlin eintreten wollte, was 
auch immer die ferneren Absichten dabei ge-
wesen sein mögen.
Mitte Januar 1968 wurde die sowjetische 
West-Berlin-Polemik in vermehrtem Umfange 
und in verschärfter Form wieder ausgenom-
men. Einige Tage später übertrug sich die 
Wendung auch auf die DDR-Publizistik. Als 
Anlaß diente das Auftreten des Bundeskanz-
lers auf einer Tagung der Exil-CDU in West- 
Berlin. Während der folgenden Wochen stan-
den nacheinander der Aufenthalt des Bundes-
präsidenten in der Stadt, die Reise des Regie-
renden Bürgermeisters nach Washington, die 
Vietnam-Demonstration der studentischen 
Opposition, die Gegenmanifestation des Se-
nats und die Tätigkeit von Bundestagsaus-
schüssen in West-Berlin im Brennpunkt des 
polemischen Interesses. In der Atmophäre 
verschärfter Feindseligkeit sprach das SED- 
Zentralorgan bereits Mitte Januar von einem 
„Mißbrauch der Luftwege" nach West-Ber-
lin9). Anfang Februar schlug der sowjetische 
Rundfunk erstmals drohende Töne an, als er 
die West-Berliner warnte: „Wer auf einer In-
sel lebt, muß mit dem Meer befreundet 
sein." 10 ) Knapp zwei Wochen später erklärte 
die „Pravda", die UdSSR werde eine „Vereini-
gung" West-Berlins mit der Bundesrepublik 
als mit der „

11
Normalisierung" der Lage in 

Europa unvereinbar nicht dulden ). Nach 
weiteren publizistischen Verlautbarungen die-
ser Art wurde die Drohung am 24. Februar 
vollamtlich 12 wiederholt ).  Die Regierung der 
DDR, in deren Umgebung schon einmal im De-
zember 1967 ein drohender Ton angeklungen 
war, sah sich ermutigt, eigene Drohungen zu 
formulieren. Am 4. März wurden für den Fall, 
daß die derzeitigen West-Berlin-„Provokatio- 
nen" fortgesetzt würden, „entsprechende Maß-
nahmen" angekündigt, „um die legitimen 
Sicherheitsinteressen der DDR zu schützen und 
den aggressiven Handlungen des westdeut-
schen Imperialismus wirksam zu begegnen" 13 ). 
Da der sowjetische
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 Botschafter in Ost-Berlin 
gleichzeitig eine Erklärung ähnlichen Inhalts 
abgab )  und die sowjetischen Kommentato-

9) Bonner Annexionspolitik verschärft Spannungen,
in: Neues Deutschland [hinfort: NDj vom 19. 1. 1968.
10) Radio Moskau (russisch und deutsch) am 5. 2. 
1968.
11) M. Podkljucnikov, Reitel’nyj otpor, in: Pravda 
vom 17. 2. 1968.
12) Presseerklärung des sowjetischen Außenmini-
steriums, in: Pravda vom 25. 2. 1968.
13) Erklärung des Außenministeriums der DDR, in: 
ND vom 4. 3. 1968.
14) Erklärung von Botschafter P. Abrassimov am 
4. 3. 1968, in: Pravda/ND vom 5. 3. 1968. 15) In: ND vom 11. 3. 1968.

ren augenblicklich — also offenbar auf Grund 
vorheriger Weisungen — einstimmten, muß 
angenommen werden, daß die DDR-Verlautba-
rung zuvor mit sowjetischen Stellen abgespro-
chen war.

Mit der polemischen Festlegung, welche die 
sowjetische Führung in der Berlin-Frage voll-
zogen hatte, sah Ulbricht die Chance gekom-
men, den freien Verkehr deutscher Staatsbür-
ger zwischen Westdeutschland und West-Ber-
lin stärker als bisher einschränken zu können. 
Als Vorwand bot sich die NPD-Aktivität in 
West-Berlin an, die von sowjetischer Seite 
wiederholt für ungesetzlich erklärt worden 
war. Die Regierung der DDR erließ am 
12. März 1968 ein Einreise- und Durchreisever-
bot für alle, die der NPD angehörten oder sich 
„im neonazistischen Sinne" betätigten 15 ). Da-
mit nimmt die Regierung der DDR das Recht in 
Anspruch, nach ihrem Ermessen darüber zu be-
finden, inwieweit der Zugang nach West-Ber-
lin auf dem Land- und Wasserweg stattfinden 
soll. Der Zugang soll nicht mehr als ein Recht 
der Stadt beziehungsweise ihrer Schutzmäch-
te, sondern als eine Gewährung der DDR er-
scheinen, die nach Belieben erfolgen oder nicht 
erfolgen kann. Außerdem beansprucht die Re-
gierung der DDR für sich die Befugnis, darüber 
zu entscheiden, wer zu der ausgeschlossenen 
Personengruppe gehört, da das Kriterium der 
„neonazistischen" Tätigkeit nach aller Erfah-
rung bei der SED-Führung die willkürlichsten 
Definitionen zuläßt. Die DDR-Verordnung, der 
in der UdSSR sogleich demonstrativer Beifall 
gezollt wurde, war so angelegt, daß sie Bun-
desregierung und Senat, wenn sie das Recht 
auf freien Zugang geltend machten, propagan-
distisch in die Position von Anwälten der NPD 
manövrierte. Diese Verknüpfung soll den An-
griff auf einen der wesentlichen Grundpfeiler 
des bestehenden West-Berlin-Status in Ost 
und West als eine Maßnahme des Kampfes ge-
gen den „westdeutschen Neonazismus" er-
scheinen lassen und so jeden Widerstand ge-
gen den Anspruch der DDR auf West-Berliner 
Lebensrechte moralisch diskreditieren.

Der Übergriff der DDR gegen den Berlin-Ver-
kehr wurde am 13. April 1968 durch eine Ver-
ordnung des Ost-Berliner Innenministers ver-
schärft, nach der „den Ministern und leitenden 
Beamten der westdeutschen Bundesregierung" 
die Durchreise nach West-Berlin gesperrt wur-
de. Als Rechtfertigung diente die These, daß 
der — über die Ostertage bei seiner Familie in 
West-Berlin weilende — Bundesinnenminister 
Benda sich in die „Angelegenheiten der selb-
ständigen Einheit West-Berlin" durch die An-



wendung Bonner Notstandsmaßnahmen rechts-
widrig eingemischt habe 16 ). Der Schritt der 
DDR stellte offensichtlich eine rasche Ausnut-
zung der mit dem — kommunistischerseits so-
gleich als „neonazistisch" bezeichneten — 
Mordanschlag auf Rudi Dutschke entstande-
nen psychologischen Situation dar. Dement-
sprechend hieß es in der offiziellen Begrün-
dung zu dem neuerlichen Durchreiseverbot, 
der Attentäter sei unter Mißbrauch der Ver-
bindungswege durch die DDR nach West-Ber-
lin gekommen. Damit sollte der Anschein er-
weckt werden, als sei die DDR-Maßnahme 
dazu bestimmt, künftig ähnlichen Handlungen 
vorzubeugen — und das ungeachtet des Um-
standes, daß der Attentäter gar nicht zu der 
genannten Personengrupe gehörte und mit-
hin samt allen Seinesgleichen von dem Verbot 
überhaupt nicht getroffen werden konnte. 
Nachfolgende Kommentare aus der DDR und 
der Sowjetunion betonten, daß der Sinn des 
erneuten Durchreiseverbots darin bestehe, 
die Durchführung der Leitsätze des Potsdamer 
Abkommens über die Entnazifizierung und 
Demokratisierung Deutschlands in West-Berlin 
zu gewährleisten und der (wie es hieß) von 
der Bundesrepublik geübten Einmischung im 
Sinne antidemokratischer Reaktion entgegen-
zuwirken. Moskau und Ost-Berlin warfen sich 
damit zu Schutzherren dessen auf, was nach 
ihrer Ansicht die Demokratie in West-Berlin 
verkörperte, und formulierten mithin offen 
den Anspruch, in die inneren Angelegenheiten 
West-Berlins willkürlich zu intervenieren und 
zu diesem Zweck Repressalien gegen den Ver-
kehr zwischen der Stadt und der Bundesrepu-
blik Deutschland anwenden zu können. Als die 
derzeitigen Haupterfordernisse einer demo-
kratischen Politik in West-Berlin werden der 
Verzicht auf jegliche Behinderungen der 
Außerparlamentarischen Opposition und ein 
sofortiges Verbot der NPD herausgestellt. In 
Moskau wie in Ost-Berlin ist man offensicht-
lich gewillt, die Ansatzpunkte, die sich mit der 
Rebellion der Außerparlamentarischen Oppo-
sition einerseits und mit dem Auftreten der 
des Neonazismus verdächtigen NPD anderer-
seits für eine Untergrabung der Position West- 
Berlins bieten, nach Kräften zu nutzen. Die 
Sowjetunion hat sich bei all dem so prompt 
und so nachdrücklich mit der DDR solidarisiert, 
daß man den Eindruck erhält, als agierten die 
SED-Führer nur als vorgeschobene Strohmän-
ner.

Mit den Durchreiseverboten für NPD-Mitglie- 
der sowie sonstige als neonazistisch bezeich-
nete Personen und für offizielle Repräsentan-

ten der Bundesrepublik hat die Regierung der 
DDR das Recht des freien Zugangs eigenmäch-
tig eingeschränkt. Die Art dieser Maßnahmen 
ist aufschlußreich. Durch Schritte, die nicht 
— oder zumindest noch nicht — einschneiden-
de praktische Konsequenzen zeitigen, wird der 
Anspruch etabliert, daß die Regierung der DDR 
nach ihrem Gutdünken über den Berlin-Ver-
kehr Verfügungen treffen könne. Außerdem 
sollten sich diese Schritte als die ersten in einer 
Reihe weiterer kleiner Schritte erweisen, die 
dann nach und nach in ihrer praktischen Aus-
wirkung einem großen Schritt gleichkommen 
könnten. Ein solcher großer Schritt soll freilich 
vermieden werden, weil er in der Bundesrepu-
blik und in den westlichen Ländern Abwehr-
energie wecken könnte, deren Mobilisierung 
bei kleinen Schritten kaum zu erwarten steht. 
Zugleich erweist sich die DDR-Maßnahme in 
ihrer Formulierung als außerordentlich ge-
schickt: Das Odium, sich für die Neonazis ein-
zusetzen, nimmt keine Regierung gern und 
überzeugt auf sich, und die breite Öffentlich-
keit läßt sich durch den Hinweis auf die NPD- 
Gefahr möglicherweise über den wahren Sinn 
des Vorgehens täuschen.

Nach einer Reise Ulbrichts nach Moskau Ende 
Mai, die offensichtlich der Festlegung des wei-
teren Vorgehens in der Berlin-Politik diente, 
ließ die SED-Führung die Volkskammer der 
DDR am 11. Juni 1968 für den zivilen Tran-
sitverkehr zwischen der Bundesrepublik und 
West-Berlin eine Paß- und Visumpflicht ein-
führen, Visumgebühren festsetzen und hohe 
Transitabgaben auf den Straßen und Wasser-
wegen beschließen. Daneben wurden „Trans-
porte mit Druckerzeugnissen der neonazisti-
schen ,NPD‘ oder anderen neonazistischen 
Materialien" durch die DDR untersagt17). Wie 
die folgenden Kommentare der Sowjetunion 
und der DDR deutlich machten, hatte dieses 
Verbot die propagandistische Funktion, den 
neuen Maßnahmen zur Erschwerung des Ber-
lin-Verkehrs den Anschein einer antinazisti-
schen Sicherheitsvorkehrung zu geben. Zu-
gleich läßt sich das Verbot, das sich wohlge-
merkt nicht auf die Druckerzeugnisse der NPD 
allein bezieht, sondern den DDR-Behörden die 
Möglichkeit zur Zurückweisung anderer miß-
liebiger Druckerzeugnisse gibt, bei Bedarf zu 
einem Instrument der politischen Kontrolle 
über die auf dem Land- und Wasserwege zwi-
schen der Bundesrepublik und West-Berlin be-
förderten Zeitungen, Zeitschriften und Bücher 
ausbauen. Mit den Maßnahmen vom 11. Juni 
1968 bekräftigte die Regierung der DDR noch-
mals ihre Entschlossenheit, den zivilen Tran-

16) Abgedruckt in: ND vom 15. 4. 1968. 17) Abgedruckt in: ND vom 12. 6. 1968.



sitverkehr zwischen der Bundesrepublik und 
West-Berlin ihrer souveränen Verfügung zu 
unterwerfen und dementsprechend die Zu-
gangsrechte der Westmächte zu Lande und zu 
Wasser nur noch für den westlichen Militär-
verkehr gelten zu lassen. Unbehindert blieb 
nur der zivile Luftverkehr zwischen der Bun-
desrepublik und West-Berlin. Wenig später er-
gänzte eine einschneidende Erhöhung der 
DDR-Transitgebühren zu Lande und zu Wasser 
die bisherigen Maßnahmen. Die Sowjetunion 
beeilte sich bei all dem, sogleich das Vorge-
hen der DDR publizistisch im In- und Ausland 
zu unterstützen.

Anläßlich der Unterzeichnung des Vertrages 
über die Nicht-Verbreitung von Kernwaffen 
erklärte DDR-Außenminister Otto Winzer An-
fang Juli, sein Land könne auf Grund des Ver-
trages mit der Sowjetunion vom 20. September 
1955 und der im Frühjahr angenommenen so-
zialistischen Verfassung die „uneingeschränk-
te Souveränität" für sich beanspruchen, was 
implizit den Transit nach West-Berlin und ex-
plizit die „Hauptstadt [Ost-]Berlin" einbezog. 
West-Berlin dagegen stand nach Darstellung 
Winzers unter dem „Besatzungsregime der 
vier Mächte", das der Bundesregierung jedes 
Recht verwehre, „sich in Westberlins innere 
Angelegenheiten einzumischen" und einen an-
geblichen „Nofverordnungsterror gegen fried-
liche, demokratische Bürger" auszuüben. Die 
DDR-Maßnahmen zur Einengung der Lebens-
möglichkeiten West-Berlins wurden für not-
wendig erklärt „zur Sicherung der Deutschen 
Demokratischen Republik, zur Abwehr des 
Neonazismus und Aggressionsvorbereitungen 
der westdeutschen revanchistischen Kräfte". 
Als „Aggressionsvorbereitungen" hatte dabei 
vor allem das angebliche „Eindringen der 
westdeutschen Staatsmacht in West-Berlin in 
den verschiedensten Formen" zu gelten, wel-
ches die Stadt „zur Basis des psychologischen 
Kr

18
ieges und der Diversion gegen die Deutsche 

Demokratische Republik" mache ). Diese Ar-
gumentation zielte darauf ab, jede Verbindung 
West-Berlins mit der Bundesrepublik als 
rechtswidrig hinzustellen sowie der Sowjet-
union ein Mitverfügungsrecht und der DDR die 
Berechtigung zu Repressalien hinsichtlich der 
Stadt zuzusprechen. Als letztliches Kriterium 
für das geforderte West-Berliner Wohlverhal-
ten wurde die Einstellung aller Aktionen be-

zeichnet, an denen Ost-Berlin und Moskau An-
stoß nehmen mochten. Unter den speziell er-
wähnten Maßnahmen des „psychologischen 
Krieges" und der feindseligen „Diversion" 
sind, wie insbesondere auch durch zahlreiche 
vorausgegangene Propaganda-Stellungnahmen 
deutlich gemacht wird, vor allem der Betrieb 
westlicher Rundfunk- und Fernsehsender auf 
West-Berliner Boden zu verstehen.

Am 26. Juli 1968 wurde bekannt, daß der so-
wjetische Botschafter in Ost-Berlin wenige 
Tage vorher bei dem britischen Militärkom-
mandeur in West-Berlin mit einem scharfen 
Schreiben gegen ein Treffen der lettischen 
Exiljugend protestiert hatte, das für die fol-
genden Tage in der Stadt vorbereitet worden 
war. Die westlichen Besatzungsmächte ent-
schlossen sich daraufhin ohne Rücksicht auf 
den Eindruck, den ihr offenkundiges Nachge-
ben gegenüber der sowjetischen Interven-
tionsforderung hervorrufen mußte, zu einem 
Verbot der Veranstaltung, die daraufhin in die 
Bundesrepublik verlegt werden mußte. Die er-
sten Teilnehmer des Treffens, die bereits in 
West-Berlin eingetroffen waren, mußten in 
aller Eile per Flugzeug an den neuen Tagungs-
ort umdirigiert werden. Die westlichen Besat-
zungsmächte gaben darüber hinaus zu erken-
nen, daß sie nun auch andere Tagungen, die 
in West-Berlin vorgesehen waren, nicht mehr 
gestatten wollten. Es wurde zweifelhaft, ob 
selbst eine Veranstaltung wie der geplante 
CDU-Parteitag das westliche Plazet finden 
würde. Die Vorgänge werfen ein Schlaglicht 
auf die neue Lage, die sich in Berlin herausbil-
den könnte. Die Sowjetunion hat — wie es 
scheint, erstmals — formell ein Veto gegen 
Erscheinungen des gesellschaftlich-politischen 
Lebens in West-Berlin eingelegt, die nach ihrer 
Ansicht mit dem Status der Stadt als einer 
„selbständigen politischen Einheit" unverein-
bar sind und „revanchistischen" Charakter tra-
gen. Damit ist förmlich der Anspruch erhoben 
worden, daß die UdSSR hinsichtlich der inne-
ren Angelegenheiten West-Berlins eine Inter-
ventionsbefugnis besitze. Die Westmächte ha-
ben diesem Anspruch entsprochen und'damit 
demonstriert, daß sie, um Berlin-Auseinander-
setzungen aus dem Wege zu gehen und wirk-
liche oder vermeintliche Aussichten auf einen 
fortschreitenden Interessenausgleich mit der 
Sowjetunion nicht zu gefährden, auch in Sa-
chen West-Berlin zu einer weitreichenden Ak-
kommodation an sowjetische Wünsche bereit 
sind oder zumindest waren, bevor ihre all-
zu hochgespannten Entspannungshoffnungen 
durch den Einmarsch der UdSSR und ihrer Ge-
folgschaftsstaaten in die Tschechoslowakei 
einen empfindlichen Stoß erhielten.

18) Wiedergabe in: Außenpolitische Korrespondenz 
(Ost-Berlin), 12 Jg. Nr. 27, vom 8. 7. 1968, S. 229. 
— über erwogene weitere Maßnahmen gegen 
West-Berlin: Ullrich Rühmland, SED-„Sorgen" um 
West-Berlin, in: Der Volkswirt (Frankfurt), 1968 
Nr. 26, S. 19 f.



Zwischen Anfang Juli und Mitte August wurde 
in DDR-Stellungnahmen wiederholt auf die 
Frage der Luftkorridore Bezug genommen. Am 
9. Juli 1968 sagte, wie in der westlichen Presse 
berichtet wurde, Außenminister Winzer auf der 
Rostocker Ostseewoche, daß an Maßnahmen 
gegen den Luftverkehr von und nach West- 
Berlin nicht gedacht sei. Diese Äußerung wur-
de jedoch der DDR-Offentlichkeit vorenthalten: 
Sie wurde weder vom „Neuen Deutschland" 
noch von den Rundfunkstationen oder der 
„Außenpolitischen Korrespondenz" gebracht. 
Vermutlich ging es der SED-Führung nur dar-
um, die westliche Öffentlichkeit zu beruhigen, 
ohne sich dabei nach innen hin festzulegen. 
Anfang August wurde dann auf einmal in Ost- 
Berlin davon gesprochen, daß die Luftkorri-
dore nur für die militärischen Transporte der 
Westmächte in Anspruch genommen werden 
dürften.

Am Vorabend der militärischen Intervention 
der Sowjetunion und ihrer Bundesgenossen in 
der Tschechoslowakei ebbte die sowjetische 
Polemik gegen West-Berlin spürbar ab. Of-
fensichtlich stand der tschechoslowakische Re-
formkommunismus so sehr im Mittelpunkt der 
sowjetischen Propagandabemühungen, daß 
Moskau zunehmend alle Aufmerksamkeit auf 
die Prager Ereignisse zu konzentrieren für er-
forderlich erachtete. Nach dem 21. August 
suchten die sowjetischen Führer sowohl auf 
propagandistischer als auch auf diplomatischer 
Ebene den fatalen Eindruck, den ihr Vorgehen 
gegen die ÖSSR in der westlichen Welt her-
vorgerufen hatte, durch beschwichtigende Er-
klärungen und durch polemische Ablenkungs- 
manöver zu zerstreuen. Adressaten der Be-
schwichtigungsversuche wurden die West-
mächte, während die Bundesrepublik die Funk-
tion einer Zielscheibe für die Ablenkungspole-
miken zugewiesen erhielt. Moskau benutzte 
jedoch zunächst keine West-Berlin-Parolen zu 
seinen propagandistischen Attacken gegen 
Bonn. Trotzdem hatte nach den vorangegange-
nen Entspannungserwartungen des Westens 
der Einmarsch in die Tschechoslowakei so er-
nüchternd gewirkt, daß der amerikanische Prä-
sident, dessen Regierung bis dahin die östli-
chen Maßnahmen gegen den freien West-Ber-
lin-Verkehr weithin zu bagatellisieren bestrebt 
gewesen war, nunmehr am 10. September fei-
erlich versicherte, „daß die Anwendung von 
Gewalt und die Androhung von Gewalt in 
Gebieten unserer gemeinsamen Verantwor-
tung wie Berlin nicht geduldet werden wird". 
Mitte September wandten sich die drei West-
mächte gegen den sowjetischen Anspruch eines 
Interventionsrechtes gegenüber der Bundesre-
publik auf Grund der Feindstaatenartikel der

UNO-Charta — ein Anspruch, der bis dahin 
die Hauptbasis der sowjetischen Polemik ge-
gen die Bundesrepublik gebildet hatte. Mos-
kau bekräftigte zwar auf die westlichen Erklä-
rungen hin nochmals seinen Anspruch, hielt es 
aber dann doch nicht für ratsam, diesen An-
spruch weiterhin groß herauszustellen — ver-
mutlich weil sich gezeigt hatte, daß der sowje-
tische Interventionsanspruch gegenüber der 
Bundesrepublik im Westen unerwünschte 
Analogien zur sowjetischen Intervention in 
der Tschechoslowakei hervorrief.

Ersatzparole für die antibundesdeutsche Kam-
pagne wurde die Anklage, Bonn betreibe eine 
„Eskalation der Provokationen gegen die selb-
ständige politische Einheit West-Berlin". Der 
Anlaß, der sich fand, war zu nichtig, um als 
ernstliche Ursache gelten zu können: die Er-
öffnung der Deutschen Industrieausstellung in 
West-Berlin. Erst später erhielten die sowjeti-
schen Propagandisten durch den CDU-Partei-
tag in West-Berlin von Anfang November 
einen Grund, der vom offiziellen Moskauer 
Standpunkt aus als eine hinreichend plausible 
Basis für Anklagen dienen konnte. Wie ge-
wöhnlich suchte die SED-Führung, die das 
West-Berlin-Thema im Gegensatz zur sowjeti-
schen Seite während des ganzen Sommers und 
Herbstes voll beibehalten hatte, die erneute 
propagandistische Aktivität zu neuen Aktio-
nen gegen West-Berlin auszunutzen. Bestärkt 
durch den Umstand, daß Moskau in publizisti-
scher Form „Warnungen" an die „westdeut-
schen Imperialisten und Revanchisten" rich-
tete, den angeblichen Status West-Berlins als 
einer „selbständigen politischen Einheit" nicht 
zu verletzen, begannen die Propagandisten 
der DDR von „Gegenmaßnahmen" gegen die 
Abhaltung des CDU-Parteitages zu spre-
chen 19 ). An einer neuerlichen Aktion gegen 
West-Berlin hatten jedoch die sowjetischen 
Führer zu diesem Zeitpunkt offensichtlich kein 
Interesse. Sie wollten in Sachen West-Berlin 
zwar propagandistische „Entlarvungen" der 
bundesdeutschen Ostpolitik, aber keine prakti-
schen Maßnahmen mit der wahrscheinlichen 
Folge einer Verschärfung der Ost-West-Span-
nungen haben. Die SED-Führung mußte daher 
zurückstecken. So wurde in Ost-Berlin ledig-
lich eine Volkskammersitzung anberaumt mit 
der Maßgabe, nicht näher umschriebene „Maß-
nahmen" zu beschließen — die dann mit West-

19) Der Aufsatz in der — Anfang Oktober zusam-
mengestellten — Novembernummer der offiziösen 
„Deutschen Außenpolitik", in dem der Standpunkt 
der DDR dargelegt wird, daß die DDR die volle 
Souveränität über die Zugangswege nach West- 
Berlin zu beanspruchen habe, ist vermutlich als 
theoretische Flankierung anzusehen.



Berlin überhaupt nichts zu tun hatten. Unmit-
telbar darauf, am 18. November, hielt der 
sowjetische Außenminister in Budapest eine 
Ansprache, die nähere Aussagen über die Ber-
lin-Frage vermied.

Die sowjetische Regierung hatte gute Gründe, 
gegenüber West-Berlin zu diesem Zeitpunkt 
Zurückhaltung zu zeigen, soweit es um mehr 
als nur um verbale Angriffe ging. Nach dem 
Einmarsch in der Tschechoslowakei, der im 
Westen weithin fast vergessene Besorgnisse 
vor sowjetischer Aggressivität wiederbelebt 
hatte, wäre es psychologisch höchst unklug ge-
wesen, derartige Besorgnisse durch ein Vorge-
hen gegen West-Berlin weiter zu bestätigen. 
Nach dem 21. August waren die westlichen 
Völker und Regierungen eben empfindlicher 
geworden in dem, was sie als Anzeichen für 
eine militante sowjetische Haltung zu deuten 
bereit waren. Das schränkte — und schränkt — 
den sowjetischen Handlungsspielraum in der 
Berlin-Frage stärker ein als vorher, zumindest 
für eine gewisse Zeit. Zugleich sahen sich die 
sowjetischen Führer nach der Besetzung der 
CSSR mehr als früher auf den guten Willen 
der Vereinigten Staaten in mehreren Fragen, 
namentlich hinsichtlich der nunmehr unsicher 
gewordenen weltpolitischen Durchsetzung des 
Kernwaffensperrvertrages, angewiesen. Die 
Vereinigten Staaten aber hatten, als die so-
wjetische Kampagne gegen West-Berlin wie-
deraufgelebt war, es für notwendig gehalten, 
ihr Einstehen für die Stadt in aller Form zu er-
neuern. Botschafter Lodge hatte am 9. Oktober 
die Verpflichtung seines Landes bekräftigt, der 
West-Berliner Einwohner „Freiheit und Sicher-
heit auch in Zukunft zu gewährleisten", und 
dabei die militärische Präsenz der Amerikaner 
in der Stadt herausgestellt als „eines von vie-

len Symbolen des fortdauernden amerikani-
schen Interesses an der wirtschaftlichen Ge-
sundheit, der kulturellen Entwicklung und der 
politischen Unverletzlichkeit Berlins“. Er hatte 
mahnend hinzugefügt: „Es sollte — diesseits 
wie jenseits der Mauer — keinen Zweifel an 
der Entschlossenheit der USA geben, ihren 
Verpflichtungen nachzukommen!" Drei Tage 
später hatte der amerikanische Verteidigungs-
minister Clifford versichert: „Wir werden nie-
mals der Gewalt oder der Gewaltanwendung 
gegenüber Berlin weichen, noch werden wir 
bezüglich der Freiheit einen Kompromiß schlie-
ßen. Lassen Sie mich es ganz klar aussprechen: 
Die USA stehen fest an der Seite Berlins." 
Alle diese verpflichtenden Festlegungen der 
Vereinigten Staaten erhielten überdies die 
ausdrückliche Unterstützung der NATO- 
Mächte. Der NATO-Rat stellte sich auf seiner 
Brüsseler Ministertagung am 16. November 
hinter die „erklärte Entschlossenheit der Drei 
Mächte, die Sicherheit Berlins zu gewährlei-
sten und den freien Zugang zu dieser Stadt 
aufrechtzuerhalten", und verwies dabei auf die 
Zusicherung, die er 1958 während der damali-
gen Berlin-Krise der Stadt gegeben hatte. Un-
ter diesen Voraussetzungen mußten auch klei-
nere Berlin-Aktionen nach dem Muster vom 
Frühjahr für Moskau das Risiko ernsterer poli-
tischer Auseinandersetzungen mit den West-
mächten in sich bergen und zumindest die 
Aussicht auf eine amerikanische Unterstützung 
in Sachen Kernwaffensperrvertrag zerstören, 
mit dem die sowjetischen Führer gegen die 
Bundesrepublik Politik zu machen hoffen. Das 
aber lag nicht im sowjetischen Sinne, zumal 
man sich in Moskau sagen dürfte, daß man mit 
Aktionen gegen West-Berlin getrost warten 
könne, bis die Lage dafür wieder günstiger 
sei.

West-Berlin ist wegen seiner beschränkten 
Hilfsquellen, seiner geringen territorialen Aus-
dehnung und seiner geographischen Insellage 
weder politisch noch wirtschaftlich lebensfähig. 
Jede „Selbständigkeit", die sich denken läßt, 
kann nur im Verhältnis zu einigen Staaten 
gelten und erfordert notwendigerweise die An-
lehnung an andere Staaten. Wenn die Sowjet-
union und die DDR ein „selbständiges" West- 
Berlin verlangen, kann das daher nur darauf 
abzielen, bestehende Bindungen durch andere 
zu ersetzen. Nach Lage der Dinge könnte das 
nur eine Umorientierung West-Berlins in öst-
lichem Sinne sein.

Die Zielscheiben der Berlin-Attacken

Auf Grund der Viermächte-Deklaration vom 
5. Juni 1945, die nach dem Pariser Protokoll 
vom 23. Oktober 1954 noch immer für das Ver-
hältnis West-Berlins zu seinen westlichen 
Schutzmächten maßgebend ist20 ), haben die 
Vereinigten Staaten von Amerika, Großbritan-
nien und Frankreich in besatzungsrechtlicher 

20) Vgl. die entsprechende Mitteilung der Alliier-
ten Kommandantur [West-]Berlins an den Regie-
renden Bürgermeister vom 5. 5. 1955, in: Doku-
mente zur Deutschlandpolitik, bearb. von E. 
Deuerlein und H. Schierbaum, hrsg. vom Bundes-
ministerium für gesamtdeutsche Fragen, II1/1, Bonn- 
Berlin 1961, S. 5.



Machtvollkommenheit die oberste Gewalt in 
der Stadt inne. Dieser Tatbestand ist gegen-
wärtig — anders als in den Jahren 1958 bis 
1962 — nicht Ziel direkter sowjetischer An-
griffe. Auf mittelbare Weise jedoch sucht die 
sowjetische Publizistik gelegentlich die Öffent-
lichkeit im In- und Ausland, namentlich in 
Deutschland, gegen das westliche Okkupa-
tionsregime einzunehmen. Da wird die „Unter-
werfung" West-Berlins unter den Willen der 
Amerikaner oder der „NATO-Aggressoren" 
angeprangert, oder die Westmächte sehen sich 
dem Vorwurf ausgesetzt, die der europäischen 
Entspannung zuwiderlaufenden Bonner „West- 
Berlin-Provokationen" durch Duldung und 
Wohlwollen überhaupt erst zu ermöglichen. In 
noch deutlicherer Akzentuierung erscheinen 
diese Punkte in der DDR-Polemik. Als Haupt-
forderung wird — mit anfangs nur gelegent-
licher sowjetischer Unterstützung, die seit Jah-
resmitte in den deutschsprachigen Verlautba-
rungen sehr an Nachdruck zugenommen hat — 
aufgestellt, der West-Berliner Senat müsse 
seine Beziehungen zur DDR „normalisieren". 
Gemeint ist der Austausch von Missionen und 
der Abschluß von Verträgen über den West- 
Berlin-Status und die Benutzung der Zugangs-
wege mit der DDR. Das läuft auf das Ansinnen 
an den Senat hinaus, den besatzungsrechtlich 
begründeten Status der Stadt samt den damit 
verknüpften Zugangsrechten gegenüber der 
SED-Führung zur Disposition zu stellen und 
damit zugleich die besatzungsrechtliche Ober-
gewalt der drei Westmächte abzuschütteln. Es 
ist bezeichnend, daß nur die deutschsprachigen 
Verlautbarungen diesen Punkt enthalten: Die 
West-Berliner sollen zur Rebellion gegen die 
Okkupationsmächte ermuntert werden, ohne 
daß jedoch die westliche Öffentlichkeit vor-
zeitig den Eindruck erhält, daß der kommuni-
stische Angriff auch der westlichen Position 
gelten könnte. Die
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 gleichzeitige sowjetische 
Forderung nach einer „Handlungsfreiheit" für 
West-Berlin )  weist in die gleiche Richtung.

Ulbricht wollte sich jedoch nicht mit indirekten 
Attacken gegen den Besatzungsstatus West- 
Berlins begnügen, wie sie im Einvernehmen mit 
den sowjetischen Führern gestartet wurden. Er 
machte daher deutlich, daß er die Zeit, da die 
westliche Präsenz in West-Berlin direkt in 
Frage zu stellen sei, für bald gekommen erach-
tete. Anläßlich der Unterzeichnung des Freund-
schafts- und Beistandsvertrages mit Bulgarien 
bezeichnete er am 8. September 1967 nebenbei 
West-Berlin als einen „Stadtteil von Berlin, 
der Hauptstadt der Deutschen Demokratischen 

Republik" 22).  Einige Zeit später wurde er 
nachdrücklicher. Am 1. Dezember 1967 erklärte 
er vor der Volkskammer während seiner 
Ausführungen über die geplante DDR-Verfas-
sung, West-Berlin sei lediglich „zur Zeit noch 
einem Besatzungsregime unterworfen" und 
dieser Zustand müsse nur „bis auf weiteres" 
respektiert werden. Er forderte außerdem die 
Überwindung „auch der letzten Überreste des 
zweiten Weltkrieges", was sich offensichtlich 
auf die Rolle der Westmächte in West-Berlin 
bezog. Die anschließende Behauptung, die 
Stadt gehöre rechtlich zur DDR, implizierte die 
Schlußfolgerung, daß die Westmächte in West- 
Berlin ebensowenig etwas zu suchen hätten 
wie in der DDR23). In einem vorangegange-
nen DDR-Kommentar war die westliche Besat-
zungshoheit über die Stadt sogar rundheraus 
als „völkerrechtswidrig" bezeichnet wor-
den 24 ). Ulbricht und seinen Beratern gelang 
es jedoch nicht, die sowjetischen Führer für 
ihre direkt antiwestliche Linie zu gewinnen: 
In einem Kommunique, mit dem am 12. De-
zember der Besuch einer DDR-Delegation in 
der Sowjetunion abschloß, wurde nur ein va-
ger Protest gegen die bundesdeutschen „An-
schläge auf West-Berlin" ausgenommen, das 
Besatzungsregime der Westmächte blieb uner-
wähnt. Darüber hinaus scheinen die sowjeti-
schen Behörden die SED-Führung dazu veran-
laßt zu haben, ihrerseits nicht weiter auf die 
Frage der westlichen Besatzungsrechte einzu-
gehen, denn Presse und Rundfunk der DDR 
vermieden danach alle Anspielungen, und Ul-
bricht schwieg sich in seiner Neujahrsanspra-
che sogar über das gesamte Berlin-Thema aus.

21) Ju. Semenov/B. Chodakovskij, Interv’ju v 
Zapadnom Berline, in: Pravda vom 10. 7. 1968.

22) In: Dokumentation der Zeit (Ost-Berlin), H. 391 
(1. Oktoberheft 1967), S. 33.
23) In: ND vom 2. 12. 1967.
24) Bernd Kaufmann/Peter Morgenstern, Völker-
rechtswidrige Westberlinpolitik, in: Deutsche 
Außenpolitik, 1967 H. 8, S. 929.
25) Sendung „Pulsschlag der Zeit" im [Ost-]Berliner 
Rundfunk am 26. 1. 1968 — Diese These ist seit 
Juni 1968 mehrfach wiederholt worden.

Erst nach dem Wiederaufflammen der scharfen 
sowjetischen West-Berlin-Polemik Mitte Ja-
nuar wurden in die Verlautbarungen der DDR 
wieder gelegentliche Bemerkungen einge-
streut, die sich, wenn auch auf indirekte und 
unauffällige Weise, gegen die westliche Besat-
zungshoheit in West-Berlin richteten. Nach 
einer Darstellung des [Ost-]Berliner Rund-
funks gehört Gesamt-Berlin seit 1945 zur 
Sowjetzone, wobei die Westmächte „lediglich 
an der Verwaltung der Stadt auf Grund ent-
sprechender Vereinbarungen beteiligt" wor-
den seien 25).  Damit wurde angedeutet, mit der 
Sowjetzone sei auch Gesamt-Berlin dem so-
wjetischen Besatzungsregime unterstellt gewe-



sen und habe darum auch an dem inzwischen 
eingetretenen souveränen Status der DDR teil. 
In einer Stellungnahme des SED-Zentralorgans 
wurde die West-Berliner SPD beiläufig wegen 
ihres Wunsches nach einer „Verewigung des 
Besatzungsregimes in West-Berlin" kriti-
siert 26).  Schließlich wiederholte ein Kandidat 
des SED-Zentralkomitees in Formulierungen, 
die unverfänglich klingen mochten, wenn man 
sie nicht als eine versteckte Wiederholun
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g der 
von Ulbricht am 1. Dezember gebrauchten Ar- 
cumente erkannte, erneut den Standpunkt, daß 
do•• ent-Berliner Okkupationsstatus nur „bis 
auf weiteres" Gültigkeit habe ).  Die SED- 
Führung sucht also nach wie vor das westliche 
Besatzungsregime direkt anzugreifen und sieht 
s ch nur durch sachfremde Rücksichten, offen-
bar auf sowjetische Wünsche, daran gehindert.

Sowohl die sowjetischen Führer als auch Ul-
bricht und seine Leute wollen die Westmächte 
aus West-Berlin verdrängen. In taktischer Hin-
sicht jedoch gehen ihre Ansichten auseinander.

Während das SED-Regime den gegenwärtigen 
Angriff zugleich gegen die westliche und die 
bundesdeutsche Präsenz in der Stadt gerichtet 
sehen will, hält es die sowjetische Führung für 
klüger, zunächst den Anschein zu erwecken, 
als gelte der Angriff nur der Bundesrepublik, 
und den Angriff auf die westlichen Positionen 
so lange zu verschieben, bis West-Berlin erst 
einmal seiner Verbindungen zur Bundesrepu-
blik beraubt ist. Der sowjetische Kurs ist in sich 
konsequenter als das Aktionsprogramm, für 
das die Führer der DDR plädieren. Ulbricht und 
seine Leute wollen nämlich genau so wie die 
sowjetischen Führer die Westmächte und die 
Bundesrepublik in der Berlin-Frage gegenein-
ander ausspielen. Das zeigt sich daran, daß die 
Publizistik der DDR in gleicher Weise wie die-
jenige der UdSSR immer wieder betont, die 
Bonner „Ambitionen" auf West-Berlin stünden 
in einem klaren Gegensatz zu der westlichen 
Rechtsauffassung hinsichtlich des Status der 
Stadt, was freilich nicht hindert, daß die West-
mächte in anderem Zusammenhang der Kom-
plicenschaft mit den Bonner „West-Berlin-Pro-
vokationen" beschuldigt werden. Das Dilemma 
des DDR-Kurses ist, daß sich West-Berlin-Kon-
flikte zwischen den Westmächten und der 
Bundesrepublik schwerlich anfachen lassen 
werden, wenn zugleich die Positionen beider 
Seiten in der Stadt östlichen Attacken ausge-
setzt sind. Die SED-Führung hat sich veranlaßt 
gesehen, dem sowjetischen Standpunkt Rech-

nung zu tragen, jedoch nicht aus Überzeugung, 
sondern aus Rücksicht auf die überlegene 
Macht der UdSSR.

Für die sowjetische Berlin-Strategie, an die 
sich nun auch die DDR hält, ist es bezeichnend, 
daß die westlichen Zugangsrechte nur so weit 
in Frage gestellt werden, als sie deutschen 
Staatsbürgern dienen, und daß auch dabei der 
Eindruck zu vermeiden gesucht wird, als han-
dele es sich um ernstliche Beeinträchtigungen. 
Die propagandistischen Verlautbarungen sind 
darauf abgestellt, den deutschen West-Berlin- 
Verkehr als etwas erscheinen zu lassen, das 
mit den westlichen Zugangsrechten nichts zu 
tun habe. Der deutsche West-Berlin-Verkehr 
unterliegt danach der souveränen Verfügungs-
gewalt der DDR-Behörden, die ihn natürlich 
nach Belieben zulassen, einschränken oder 
verbieten können. Hinsichtlich des Berlin-Ver-
kehrs der Westmächte heißt es dagegen, er 
bleibe als ein den interalliierten Abkommen 
entspringendes Recht selbstverständlich unan-
getastet. Unter Hinweis auf den Souveränitäts-
vertrag vom 20. September 1955 und die zuge-
hörigen Vereinbarungen zwischen der UdSSR 
und der DDR, wonach die Abfertigung des 
westlichen Militärverkehrs und die Angele-
genheiten des von den Westmächten durchge-
führten Luftverkehrs der sowjetischen Zustän-
digkeit vorbehalten worden waren, bleiben 
die Durchfahrt der westlichen Truppenzüge 
und Militärkonvois sowie die Flugtätigkeit der 
westlichen Armeen und der westlichen Luft- 
fahrtqesellschaften ausdrücklich von dem An-
spruch der DDR auf die volle Souveränität 
über die Transitwege nach West-Berlin ausge-
nommen28). Offensichtlich geht Moskau da-
von aus, daß sich die Westmächte nur dann, 
wenn ihre Zugangsrechte direkt — das heißt 
in der eigenen Wahrnehmung — angegriffen 
werden, zu ernstlichen Abwehrmaßnahmen 
entschließen werden. Dies aber soll vermieden 
werden, und so sucht die sowjetische Seite mit 
all ihren Stellungnahmen den Eindruck zu 
schaffen, als würden die westlichen Zugangs-
rechte weiterhin uneingeschränkt respektiert.

26) Schütz bot Polizei gegen SP-Parteitag auf, in: 
ND vom 12. 2. 1968.
27) West-Berlin-Kommentar von Hein Geggel im 
Deutschlandsender am 27. 2. 1968.

28) Vor dem Einmarsch in die SSR machte Ost- 
Berlin nochmals tastend den Versuch, Einschrän-
kungen an den westlichen Rechten vorzunehmen 
(s. o.). Dabei war die sowjetische Unterstützung an-
gesichts der bisherigen Berlin-Strategie der UdSSR 
von vornherein höchst zweifelhaft; die neue Lage 
im Verhältnis zu den Westmächten seither läßt die 
frühere sowjetische Vorsicht noch wichtiger als vor
dem 21. August erscheinen.

Der Beruhigung des westlichen Auslandes 
dient auch eine konsequente Bagatellisie- 
rungstaktik. Die Bedeutung der DDR-Maßnah-
men gegen den deutschen West-Berlin-Ver-



kehr wird systematisch heruntergespielt. Die 
Schritte vom 10. März und 13. April stellen 
sich in den Verlautbarungen der UdSSR und 
der DDR als Sicherheitsvorkehrungen dar, die 
sich gegen eine kleine Gruppe von „Neonazis" 
und entspannungssabotierenden „Provokateu-
ren" richteten; und selbst den Beschlüssen vom 
11. Juni, die alle zivilen West-Berlin-Reisen- 
den berühren, sollen mit Hilfe des angefügten 
Transitverbots für „neonazistische" Drucker-
zeugnisse als eine antinazistische Maßregel er-
scheinen. Die juristische Rechtfertigung der 
Maßnahmen vom 11. Juni verfolgt ebenfalls 
den Zweck, im Westen den Eindruck zu erwek- 
ken, als habe sich eigentlich gar nichts We-
sentliches geändert. Die Vereinbarungen über 
den West-Berlin-Verkehr, die zwischen der 
UdSSR und der DDR im Zusammenhang mit 
dem Souveränitätsvertrag vom 20. September 
1955 getroffen worden waren, werden nun um-
gedeutet als Regelungen, mit denen die So-
wjetunion der DDR die Hoheit über den deut-
schen West-Berlin-Verkehr bereits eingeräumt 
habe. Die neuen Maßnahmen Ost-Berlins, die 
sonst stets als die Herstellung der DDR-Souve-
ränität über die Transitwege gefeiert werden, 
erscheinen danach nur als prozedurale Modifi-
kationen einer seit langem ausgeübten Ver-
fügungsgewalt der DDR-Regierung29 ). Für das 
generelle Interesse der Sowjetunion und der 
DDR daran, die westliche Öffentlichkeit propa-
gandistisch zu beschwichtigen, sprechen auch 
zahlreiche Versicherungen (die immer wieder 
— und zwar schon vor dem Einmarsch in die 
Tschechoslowakei — abgegeben worden sind), 
daß mit den Auflagen vom 11. Juni keine Be-
hinderung oder Einschränkung des West-Ber-
lin-Verkehrs verbunden sei. Es wird mit Nach-
druck in Abrede gestellt, daß diese DDR-Maß-
nahmen einen Anschlag auf die Verbindungs-
wege nach West-Berlin darstellten. Gleichzei-
tig haben die DDR-Behörden große Mühe wal-
ten lassen, durch eine reibungslose Abferti-
gung des Transitverkehrs das Funktionieren 
der neuen Regelungen zu demonstrieren und 
vorerst alle Befürchtungen hinsichtlich neuer 
Schikanen auszuräumen. Auch einige Äuße-
rungen führender SED-Funktionäre ließen die 
Absicht erkennen, dem westlichen Publikum 
eine unveränderte Normalität des West-Ber-
lin-Transits zu suggerieren.

30) Sendung „Any Questions?; in Radio Berlin 
International am 5. 4. 1968.

2 29) Der Standpunkt, daß die DDR bereits am 20. 9. 
1955 die Hoheit über den deutschen Berlin-Transit 
erlangt habe, wurde schon vor dem 11. 6. 1968 
formuliert: vgl die Erklärung der sowjetischen Bot-
schaft in Ost-Berlin vom 10. 5. 1968 (Izvestija vom 
11. 5. 1968). Nach dem 11. 6. 1968 wurde diese 
These zum dauernden Bestandteil der Argumen-
tationen in den Fragen des Berlin-Zugangs und 
nahm dabei die oben umschriebene Funktion an.

Vorhaltungen aus der Bundesrepublik, daß die 
Berlin-Aktionen der DDR der in Moskau und 
Ost-Berlin offiziell proklamierten Entspan-
nungspolitik widersprächen, wurden als lä-
cherliche Verleumdungen und als Versuche der 
Bundesrepublik hingestellt, den Prozeß der 
europäischen Entspannung zu hintertreiben 
und Vorwände für eine Annexion West-Ber-
lins zu finden. Diese Argumentation zielt vor 
allem auf die Öffentlichkeit der angelsächsi-
schen Länder, Frankreichs und der Bundesre-
publik. Die erschreckten und empörten Reak-
tionen Bonns auf die DDR-Maßnahmen werden 
den Westdeutschen und den Westlern als Be-
weise für aggressive Absichten der Bonner 
„Revanchisten" gegenüber der DDR vorge- 
stellt. In internationalen Stellungnahmen wird 
das Bonner Verhalten als freche Einmischung 
in die inneren Angelegenheiten der DDR be-
zeichnet. Mit allen diesen Darlegungen befol-
gen Sowjetunion und DDR die Maxime: „An-
griff ist die beste Verteidigung!" Beschwichti-
gung wie Polemik sollen die Aufmerksamkeit 
davon ablenken, daß die Lebensmöglichkeiten 
West-Berlins durch die neuen wirtschaftlichen 
Lasten weiter eingeengt werden und daß die 
DDR, sobald sie erst einmal ihre Hoheit über 
die Transitwege etabliert hat, jederzeit nach 
Belieben daran gehen kann, den West-Berlin- 
Verkehr weiter einzuengen und möglicher-
weise völlig zu unterbinden. Schon heute läßt 
sich überdies erkennen, daß Ulbricht und seine 
Berater den derzeit erreichten Zustand nur als 
eine Zwischenstation auf dem Weg einer wei-
teren Abschnürung West-Berlins von der Bun-
desrepublik ansehen.
In DDR-Verlautbarungen an die englisch-
sprechende Welt ist bereits ausdrücklich davon 
die Rede gewesen, daß auch die Benutzung der 
Luftwege durch Westdeutsche und West-Ber-
liner eine „Verletzung des Völkerrechts" dar-
stelle30 ). Die beigefügte Argumentation 
macht darüber hinaus deutlich, daß nicht nur 
die Inanspruchnahme der westlichen Zugangs-
rechte durch deutsche Staatsbürger, sondern 
auch die westlichen Zugangsrechte überhaupt 
in Frage gestellt werden. Es wird nämlich er-
klärt, es bestünden gegenwärtig „keine gülti- 
gen Abkommen über den Zugang nach West- 
Berlin". Die Viermächte-Abkommen über den 
westlichen Zugang aus den Jahren 1945 bis 
1947, so heißt es erläuternd, hätten inzwischen 
ihre Gültigkeit verloren, weil die Westmächte 
ihren Potsdamer Verpflichtungen, nach denen 
„in ganz Deutschland denazifiziert, demilitari-
siert und demokratisiert" werden sollte, nicht 
nachgekommen seien. Auf diese Weise habe in 



Deutschland generell „die Lage sich geändert", 
und es sei notwendig geworden, den gegen-
wärtigen rechtlosen Zustand als „ein Über-
bleibsel der unmittelbaren Nachkriegszeit" 
durch ein Abkommen West-Berlins mit der 
DDR „über die Benutzung der Transitwege 
über das Gebiet der DDR" zu ersetzen31 ). 
Ähnliche Töne wurden noch deutlicher in Ost- 
Berlin Anfang August angeschlagen. Mithin 
bestreitet die DDR den Westmächten in der 
gleichen Weise und mit dem gleichen Argu-
ment wie die Sowjetunion während der Jahre 
1958 bis 1962 ihre bei Kriegsende festgelegten 
Rechte des Zuganges nach West-Berlin. Die 
DDR hat darin zwar von der Sowjetunion bis-
her keine verbale Bestätigung erfahren, doch 
sind die Maßnahmen, welche die DDR auf 
Grund ihres Standpunktes durchgeführt hat, 
von der UdSSR nachdrücklich unterstützt wor-
den. Man muß daher vermuten, daß die sowje-
tische Seite die von der DDR formulierten 
Ansprüche prinzipiell billigt, ohne sich aber 
ausdrücklich darauf festlegen zu wollen. Wahr-
scheinlich werden die sowjetischen Führer den 
Standpunkt der DDR nur dann offiziell unter-
stützen, wenn die westlichen Reaktionen auf 
die schrittweise vorangetragenen Vorstöße der 
DDR zeigen sollten, daß das Risiko eines ent-
schlossenen gemeinsamen Widerstandes der 
Westmächte an der Seite der Bundesrepublik 
nicht mehr besteht.

31) A. a. O.
32) So Radio Moskau (deutsch) am 16. 2. 1968.

33) Radio Frieden und Fortschritt (deutsch) am
2. 12. 1968.
34) Radio Frieden und Fortschritt (deutsch) am
30. 11. 1968.
35) Referat von Kurt Hager auf der 4. Tagung 
des ZK der SED am 29. 1. 1968, in: ND vom 
30. 1. 1968.
36) APN-Kommentar von Elizaveta Zeveleva vom 
20. 2. 1968.

Die sowjetische Politik hält gegenwärtig meh-
rere Alternativen offen. So finden sich in 
den sowjetischen Verlautbarungen auch Ten-
denzen, im Sinne der sowjetischen Forderun-
gen auf der Genfer Außenministerkonferenz 
von 1959 für die UdSSR einen Anteil an der 
westlichen Besatzungsgewalt über West-Berlin 
zu beanspruchen. Bei den — erst seit Oktober 
1968 häufigeren — sowjetischen Verlautbarun-
gen, die für West-Berlin einen Viermächte-
statt eines Dreimächte-Status reklamieren, 
fällt große taktische Vorsicht auf. Nur gegen-
über der deutschen Öffentlichkeit ist ausdrück-
lich von einer Verantwortung der vier Mächte 
für West-Berlin die Rede 32 ). Dabei wird offen- 
gelassen, welche Konsequenzen daraus gezo-
gen werden könnten. „Bonn und seinen West- 
Berliner Vollstreckern seines Willens" wird 
empfohlen, „dessen eingedenk [zu] sein, daß 
die Benutzung der Verbindungswege laut in-
ternationaler Rechtsordnung nur von den USA, 
England und Frankreich garantiert werde als 
den Teilnehmern der vierseitigen Abkommen 
in der West-Berliner Frage." Dieser Darstel-
lung liegt als Prämisse die These zu Grunde, 

daß die Viermächte-Abkommen von 1944 und 
danach für den West-Berlin-Verkehr maßge-
bend seien. Moskau möchte aber nur die Kon-
sequenz gelten lassen, daß die Bundesrepublik 
in West-Berlin als einem interalliierten Gebiet 
nichts zu suchen habe, und das Eingeständnis 
vermeiden, daß es gegenüber der DDR ein ori-
ginäres westliches Recht auf freien West-Ber-
lin-Verkehr gebe. Daher wird hinzugefügt: 
„Die Zur-Verfügung-Stellung von Kommunika-
tionen, die durch das Territorium der DDR ver-
laufen, an die westdeutsche und West-Berliner 
Seite ist ein Akt politischer Großzügigkeit, 
hervorgerufen durch die Sorge um die Inter-
essen der Bevölkerung West-Berlins." 33 ) Den 
Westdeutschen wird weiterhin erklärt, es gebe 
zwar „keinen sowjetischen Sektor Berlins, 
sondern nur die Hauptstadt der souveränen 
DDR", doch besitze West-Berlin nach wie vor 
interalliierten Status, weshalb „in dieser be-
setzten Stadt alle vierseitigen Beschlüsse . . . 
eingehalten werden" müßten. Daher wird es 
für rechtens bezeichnet, daß Ost-Berlin in das 
Rekrutierungssystem der DDR voll einbezogen 
ist, während die UdSSR gleichzeitig der — tat-
sächlich völlig entmilitarisierten — Stadt 
West-Berlin Verstöße gegen die Entmilitari-
sierungsvorschriften der Kontrollratszeit vor-
wirft. Zusätzlich heißt es, Gesamt-Berlin sei 
„von Anfang an ein Bestandteil der sowjeti-
schen Besatzungszone und ihre Hauptstadt" 
gewesen, und die Westsektoren hätten „nie zu 
den Besatzungszonen der Westmächte" ge-
hört34 ). Die SED-Führung unterstützt diese 
These ). Die Version, die der westlichen Öf-
fentlichkeit vorgesetzt wird, ist weitaus vor-
sichtiger formuliert. Hier ist lediglich von 
einem „Sonderstatus West-Berlins" die Rede, 
der anerkannt werden müsse36 ). Darunter 
kann man vieles verstehen — von dem gegen-
wärtig bestehenden Zustand angefangen bis 
zu einer Verwirklichung der den Westdeut-
schen gegenüber erhobenen Forderungen.

Die sowjetische Forderung, an dem Besat-
zungsregime über West-Berlin beteiligt zu 
sein, läßt sich noch deutlicher als an den aus-
gesprochenen Formulierungen an der Art ab-
lesen, wie die West-Berliner Situation in Pres-
se und Rundfunk der UdSSR dargestellt wird 
und wie daraus Ansprüche gegenüber der 
Stadt hergeleitet werden. Der Senat wird der 



brutalen oder auch „faschistischen" Terrorpoli-
tik gegenüber der Bevölkerung, der Unterstüt-
zung der neonazistischen NPD, der rechtswidri-
gen Verfolgung aller „demokratischen Kräfte", 
des Wohlwollens gegenüber den „neonazisti-
schen Pogrom-Leuten" und einer gewissenlo-
sen „Politik des Bürgerkrieges" beschuldigt. 
Um dieses Bild glaubhaft erscheinen zu lassen, 
ist unter anderem von einer Wiederaufstellung 
der SS durch die West-Berliner NPD die Rede. 
Nach einigen entsprechenden publizistischen 
Stellungnahmen verlangte der sowjetische Bot-
schafter in Ost-Berlin von den Westmächten 
am 13. März 1968 unter Berufung auf das Pots-
damer Abkommen, daß in West-Berlin alles zu 
unterbleiben habe, was von sowjetischer Seite 
als antidemokratisch, faschistisch oder neona-
zistisch bezeichnet wird. In Adressierung und 
Argumentation lief der sowjetische Schritt dar-
auf hinaus, für die UdSSR genauso wie für 
die Westmächte ein Veto hinsichtlich der 
West-Berliner Angelegenheiten festzulegen.

Die Publizistik der DDR hält sich, was die Vor-
würfe betrifft, in dem Rahmen, den die sowje-
tischen Verlautbarungen setzen. Dabei wird 
jedoch den Anschuldigungen noch mehr Raum 
und noch größere Schärfe gegeben. Immer wie-
der wird die Vorstellung beschworen, West- 
Berlin sei ein „Experimentierfeld des Terrors", 
auf dem „SS-Schläger" zusammen mit dem 
„Straßenschlachtstrategen" Klaus Schütz den 
„Notstand probten" und den „NP-Terror" auf-
richteten. Stärker als in den sowjetischen Stel-
lungnahmen wird jedoch der Gesichtspunkt 
hervorgehoben, daß West-Berlin als „Wall des 
Faschismus" inmitten der DDR für diese eine 
immer unerträglichere Bedrohung darstelle. 
Zugleich — und das ist sehr bezeichnend — 
zielt die Argumentation anders als die sowje-
tischen Darlegungen nicht darauf ab, das Pub-
likum davon zu überzeugen, daß interalliierte 
beziehungsweise alliiert-sowjetische Auflagen 
die geeignete Abhilfe für die West-Berliner 
Situation bilden würden. Mit der Anrufung des 
Potsdamer Abkommens im Hinblick auf die 
innere Lage West-Berlins (was zudem recht sel-
ten ist) verbindet die DDR die Konsequenz des 
Eingreifens von ihrer Seite. Als Legitimation 
dient dabei die offizielle These, daß die DDR 
die Potsdamer Verpflichtungen in einer für 
ganz Deutschland vorbildlichen Weise erfüllt 
habe. In Moskau wird seit den Maßnahmen 
vom 11. Juni der Interventionsanspruch der 
DDR indirekt unterstützt, indem die Auflagen, 
mit denen Ost-Berlin den deutschen West-Ber-
lin-Verkehr getroffen hat, als Schritte gegen 
den Neonazismus in West-Berlin gerechtfertigt 
werden. Damit erkennt die sowjetische Füh-
rung praktisch Ulbricht und seinen Mitarbei-

tern das Recht zu, das innere Leben West-Ber-
lins ihren Bedingungen zu unterwerfen. In dem 
sowjetischen Aide-memoire an die Bundesre-
gierung zur Frage des Austauschs von Gewalt-
verzichtserklärungen vom 5. Juli 1968 wurde 
der sowjetische Standpunkt, wie er sich aus 
den vorangegangenen publizistischen Verlaut-
barungen entnehmen ließ, nochmals bestätigt 
und präzisiert: „Die Deutsche Demokratische 
Republik ist nicht nur berechtigt, sondern auf 
Grund der gültigen internationalen Vereinba-
rungen auch verpflichtet, sich gegen die nazi-
stische, revanchistische und materialistische 
Tätigkeit der BRD in West-Berlin zu wen-
den." 37 ) Bundesdeutsche Proteste, die DDR- 
Maßnahmen verstießen gegen die interalliier-
ten Übereinkünfte von 1944/45, werden von 
sowjetischer Seite für absurd erklärt, weil 
schließlich nicht die Bundesrepublik, sondern 
die DDR stets eine Politik im Sinne des Pots-
damer Abkommens betrieben habe.

Im Sinne des kommunistischen Interventions-
anspruches gegenüber West-Berlin forderte 
der Innenminister der DDR bereits am 12. De-
zember 1967 in einem Schreiben an den Senat 
unter Hinweis auf die entsprechenden Bestim-
mungen von Potsdam ein Verbot der NPD als 
einer nationalsozialistischen Organisation. 
Daß es dabei wesentlich nicht um die NPD 
geht, wird deutlich an den Unterstellungen, 
daß die „vom Westberliner Senat begünstigten 
Umtriebe der Neonazis" „Teil der westdeut-
schen Revanchepolitik" seien, daß die NPD 
„aufs engste mit den Landsmannschaften und 
anderen revanchistischen und militaristischen 
Organisationen verbunden" sei, daß dieser Par-
tei „von den CDU/CSU-Politikern die Rolle 
eines Stoßtrupps gegen die demokratischen 
Kräfte und für aggressive Handlungen zuge-
dacht" sei und daß der Senat mit seiner Politik 
„die Geschäfte der revanchistischen Politik der 
CDU/CSU-Führer" besorge. Unter diesen Prä-
missen erhält das Verlangen, „jeder neonazi-
stischen Betätigung und Propaganda" sei „vor- 
zubeugen", „alle nazistischen Einflüsse" seien 
„auszuschalten", „jede Form ihrer [der NPD] 
Tätigkeit" sei „zu unterbinden, und der von 
West-Berlin aus gegen die DDR und andere 
sozialistische Staaten betriebenen feindseligen, 
gegen den Frieden gerichtete Politik" sei „ein 
Ende zu setzen", den Charakter eines umfas-
senden Interventionsversuches 38). Eineinhalb 
Monate später bezeichnete es der SED-Spitzen-
funktionär Hager als ein vordringliches Gebot, 
daß die „Renazifizierung." West-Berlins rück- 

37) Zitiert nach der sowjetamtlichen deutschen 
Fassung in: ND vom 14. 7. 1968.
38) In: ND vom 13. 12. 1967.



gängig gemacht werde 39 ). Worum es der SED- 
Führung geht, wurde in einer maßgeblichen 
Stellungnahme vom Dezember 1967 unumwun-
den ausgesprochen: um eine „Umfunktionie-
rung der Rolle West-Berlins" 40).  In einer 
weniger direkten, aber nicht minder deutlichen 
Form wird diese Forderung auch in denjenigen 
sowjetischen Stellungnahmen erhoben, die 
sich an das westdeutsche Publikum richten. 
Die West-Berliner „Frontsituation", so heißt 
es da, müsse beseitigt werden, wenn — und 
darin liegt die sowjetische Drohung — in der 
Stadt „friedliche Industrie und Handel normal 
funktionieren" sollten. Dementsprechend wer-
den die wirtschaftlichen Schwierigkeiten, in 
die West-Berlin infolge des Verhaltens der 
DDR-Behörden geraten ist, auf die Bonner 
„Provokationen, die die Situation um das 
West-Berliner Problem erhitzen", zurückge-
führt41). Sowohl der DDR als auch der Sowjet-
union dienen bei ihren Forderungen nach einer 
politischen Umorientierung der Stadt Darstel-
lungen einer um sich greifenden NPD-Macht in 
West-Berlin oder auch, als dies nach der 
Selbstauslösung dieser Partei in der Stadt nicht 
mehr glaubwürdig genug erschien, Anklagen 
einer angeblichen militärischen und rüstungs-
wirtschaftlichen Integration in die Bundesrepu-
blik zur Rechtfertigung.

39)  Referat auf der 4. Tagung des ZK der SED am
29. 1. 1968, in: ND vom 30. 1. 1968.
40) Heinz Dieter Schliebe, Wohin treibt West- 
Berlin? in: Deutsche Außenpolitik (Ost-Berlin)
1967 H. 12, S. 1447.
41) Radio Frieden und Fortschritt (deutsch) am 
2. 12. 1968. — Die Maßnahmen der DDR zur 
Einengung der wirtschaftlichen Lebensfähigkeit 
West-Berlins betreffen nicht nur die verschiedenen 
Einschränkungen und Belastungen des Verkehrs 
zwischen der Stadt und der Bundesrepublik, son-
dern auch handelspolitische Diskriminierungen 
vielfältiger Art. So sorgt die SED-Führung bei-
spielsweise dafür, daß die landwirtschaftlichen Aus-
fuhrgüter Polens nicht nach West-Berlin (wo man 
ihrer am meisten bedarf), sondern nur nach West-
deutschland geliefert werden, oder erteilt ihre Auf-
träge im Rahmen des innerdeutschen Handels an 
westdeutsche Firmen, auch wenn deren Preisange-
bote erheblich über denen entsprechender West- 
Berliner Firmen liegen.

42) Hierzu: Gerhard Wettig, Der Dialog zwischen 
SPD und SED in der kommunistischen Deutschland-
politik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Beilage 
zur Wochenzeitung Das Parlament, B 9/67 vom 
1. 3. 1967, S. 13—24.

Die Publikationsorgane der DDR formulieren 
aber auch unabhängig hiervon Maximen, de-
nen West-Berlin zu folgen habe: „Demokrati-
sierung" des öffentlichen Lebens, Abkehr von 
der „Notstandspolitik", „antimonopolistische" 
Ausrichtung, Durchführung einer Mitbestim-
mung in der Industrie, volle „Demonstrations-
freiheit" und — nach dem genauen Vorbild 
eines zentralen Paragraphen der politischen 
Justiz in der DDR — Bestrafung „aller Hand-
lungen, die das Zusammenleben der Völker 
stören". Auch Solidaritätsbekundungen mit 

außenpolitischen Parolen von UdSSR und DDR 
werden für notwendig erklärt. Alle derartigen 
Forderungen erscheinen in der DDR-Publizi-
stik als die Ziele der „demokratischen Kräfte" 
West-Berlins, die dann für die einzig vernünf-
tige und mögliche Alternative zur „bankrot-
ten" Senatspolitik erklärt werden.

Die Interventionsansprüche der Sowjetunion 
und der DDR sind heute offensichtlich aufein-
ander abgestimmt. Während die SED-Führung 
die Versuche der sowjetischen Führer unter-
stützt, in West-Berlin besatzungsrechtliche Be-
fugnisse zu beanspruchen, leisten ihr diese 
Hilfestellung bei dem Versuch, sich gesell-
schaftlich-politischen Einfluß in West-Berlin zu 
verschaffen. Die in Moskau anerkannte These, 
daß die DDR in mustergültiger Übereinstim-
mung mit dem Potsdamer Abkommen handele, 
dient Ulbricht dazu, für die DDR die Rolle des 
deutschen Exekutors besatzungsrechtlicher 
Auflagen in Anspruch zu nehmen. Die sowje-
tischen Führer billigen diesen Standpunkt, da 
ja die erklärte Bindung der DDR an das Pots-
damer Abkommen in seiner sowjetischen Aus-
legung mit einer Bindung der DDR-Politik an 
die wesentlichen Elemente des sowjetischen 
Kurses gleichbedeutend ist. Mithin ist das Ne-
beneinander von besatzungsrechtlichem Inter-
ventionsanspruch der UdSSR und nachbarli-
chem Interventionsanspruch der DDR nur eine 
taktische Funktionsteilung im Kampf gegen 
die Position der Gegner in West-Berlin. Die 
DDR agiert, wenn man von Einzelheiten ab-
sieht, innerhalb der sowjetischen Deutschland-
politik wesentlich als deutscher Stellvertreter 
der Sowjetunion. Dementsprechend hat die 
SED-Führung bisher in wichtigen Fällen, in de-
nen es auf eine Aktionseinheit der DDR mit 
der UdSSR ankam, entweder von vornherein 
die in Moskau vorgezeichnete Linie befolgt 
oder ist doch wenigstens sehr rasch wieder auf 
sie eingeschwenkt. Als Beispiel für das erste 
Verhalten kann die Politik Ost-Berlins in Zu-
sammenhang mit dem SPD-SED-Dialog von 
Anfang 1966 gewertet werden42 ). Das zweite 
Verhalten hat sich, wie dargelegt, angesichts 
der Frage gezeigt, ob auch auf das westliche 
Besatzungsregime in West-Berlin der Direkt-
angriff eröffnet werden sollte. In einem ande-
ren Fall, als die DDR gegenüber der Bun-
desrepublik eine andere publizistische Linie 
verfolgte als die UdSSR (im Dezember 1966), 



ist deutlich, daß sich die sowjetisc
43

he Führung 
dadurch in ihrer Politik nicht behindert sah ).

Grundsätzlich einhellige Auffassungen vertre-
ten UdSSR und DDR hinsichtlich des Verhält-
nisses West-Berlins zur Bundesrepublik. Die 
generelle Formel lautet, daß die Bundesrepu-
blik ihre „Anschläge auf West-Berlin" einzu-
stellen habe. Es heißt weiterhin, die Stadt ge-
höre nicht zur Bundesrepublik und habe nie-
mals zu ihr gehört. Seit Mitte Juni 1968 finden 
sich auch Formulierungen wie, daß West-Ber-
lin „nichts mit der BRD gemein" habe44) oder 
daß die Bundesregierung in der Stadt „keiner-
lei Rechte" besitze 45).  Die Bundesregierung 
wird beschuldigt, sich West-Berlin unterwer-
fen zu wollen. Um den angeblichen Gewalt- 
und Eroberungscharakter des bundesdeutschen 
Vorgehens herauszustellen, verwenden die 
sowjetischen Kommentatoren den ressenti-
mentbeladenen Begriff „Anschluß", der auch in 
den russischsprachigen Verlautbarungen in 
deutscher Lautung (ansljus) erscheint. Die Pa-
rallelisierung mit dem Hitlerschen Vorgehen 
vor Ausbruch des Zweiten Weltkrieges wird 
durch die These unterstrichen, daß die Bonner 
West-Berlin-Politik auf eine Mißachtung des 
Potsdamer Abkommens hinauslaufe und damit 
die nationalsozialistischen Methoden des Ver-
tragsbruches kopiere 46).  Außerdem sucht 
Moskau den West-Berlin-Standpunkt der Bun-
desregierung als neonazistische Plattform und 
als Grundlage der NPD-Aktivität in der Stadt 
zu diskreditieren47 ). Die DDR-Maßnahmen 
vom 11. Juni 1968 werden dementsprechend 
als Vorkehrungen hingestellt, die den Status 
West-Berlins und die Unabhängigkeit der 
Stadt vor der Bundesrepublik schützen sollen. 
Die DDR-Stellungnahmen betonen den „Miß-
brauch" West-Berlins zu Zwecken der bundes-
deutschen „Spannungs- und Revanchepolitik".

43) Die UdSSR wollte sich damals der Bundesrepu-
blik Deutschland annähern mit dem Ziel, die bun-
desdeutschen NATO-Bindungen abzubauen. Feind-
selige Töne gegen Bonn aus der DDR bedeuteten 
dabei für die sowjetischen Führer keine ernstliche 
Verlegenheit, da sie durch einen abrupten Stopp 
aller sowjetischen Pro-DDR-Erklärungen der Bun-
desregierung ihre Ablehnung der ostdeutschen Hal-
tung signalisieren konnten. Anders als bei kämpfe-
rischen Aktionen bedurften sie bei einer An-
knüpfungsinitiative der DDR-Mitwirkung nicht. — 
Literaturhinweis in Anm. 7.
44) So Radio Moskau (deutsch) vom 18. 6. 1968.
45) So Radio Moskau (deutsch vom 14. 6. 1968.
46) Vgl. J. Masic, Igrajut s ognem, in: Sovetskaja 
Rossija vom 10. 3. 1968.
47) Vgl. V. Kukuskin. Po stopam ssovcev, in:
fzvestija vom 23. 12. 1967.

Ziele der publizistischen Angriffe aus der So-
wjetunion und der DDR sind die politischen, 
administrativen, wirtschaftlichen und finan- 

zellen Verflechtungen West-Berlins mit der 
Bundesrepublik. Dabei treten jedoch Nuancen 
hervor. Während der letzten Monate des Jah-
res 1967 wandte sich die UdSSR nur gegen die 
politische Seite dieser Verbindungen, nament-
lich gegen die Abhaltung von Bundestagssit-
zungen und gegen Amtsaufenthalte des Bun-
despräsidenten in West-Berlin sowie gegen 
die — routinemäßige — Wahl des Regieren-
den Bürgermeisters zum Vorsitzenden des 
Bundesrates. Die DDR dagegen griff darüber 
hinaus die Präsenz von Bundesdienststellen in 
der Stadt, die außenpolitische Vertretung 
West-Berlins durch die Bundesrepublik und 
jegliche bundesdeutsche Einflußnahme auf die 
politischen und kulturellen Belange der Stadt 
an. In Zusammenhang mit den als rechtswi-
drig hingestellten Amtsaufenthalten des Bun-
despräsidenten wurde dessen Person systema-
tisch als „KZ-Baumeister" diffamiert48 ), was 
dem Zweck diente, die bundesdeutsche Präsenz 
in West-Berlin als nazistisch hinzustellen. Ge-
gen die wirtschaftlichen Verbindungen der 
Stadt zur Bundesrepublik und die Übernahme 
bundesdeutscher Gesetze durch das West-Ber-
liner Abgeordnetenhaus richteten sich nur sel-
tene und schwache Proteste. Als die Sowjet-
union Mitte Januar 1968 ihre West-Berlin- 
Polemik steigerte, vermehrte sie auch die ein-
zelnen Ziele ihrer Attacken. Zu den neuen An-
griffsobjekten gehörten das Auftreten von 
Mitgliedern der Bundesregierung und die Tä-
tigkeit von Bundesdienststellen in West-Ber-
lin, der Aufenthalt „revanchistischer Organi-
sationen" wie etwa der Exil-CDU, die Über-
nahme bundesdeutscher Gesetze durch das 
West-Berliner Abgeordnetenhaus, die außen-
politische Vertretung der Stadt durch die Bun-
desrepublik und alle administrativen, wirt-
schaftlichen und finanziellen Verbindungen 
West-Berlins zu Westdeutschland. Mit beson-
derer Schärfe wird gegenwärtig der bloße Auf-
enthalt von Repräsentanten der Bundesrepu-
blik in der Stadt als prinzipiell rechtswidrig 
und spannungserzeugend gebrandmarkt. Bun-
desdeutsche Absichten, „die wirtschaftlichen 
Verbindungen der Bundesrepublik zu West- 
Berlin .nicht nur aufrechtzuerhalten, sondern 
auch auszuweiten'", werden zu „absurden 
Bonner Ansprüchen" erklärt49 ). Daran schließt 
sich die Forderung an, West-Berlin müsse 
seine Wirtschaft auf alle Länder, namentlich 
auf die Länder des Warschauer Paktes, um-

48) Zur Tatsachenbasis der Anschuldigungen: Die 
kommunistische Verleumdungskampagne gegen den 
Bundespräsidenten [Stellungnahme des BMI mit 
Dokumenten], in: Innere Sicherheit, Nr. 11/1966 
vom 28. 10. 1966.

49)  TASS-Meldung (russisch) vom 15. 6. 1968. 



orientieren50). Die sowjetischen Kommentare 
verknüpfen vielfach die Präsenz bundesdeut-
scher Repräsentanten mit der Ausbreitung der 
NPD in West-Berlin. Das Potsdamer Abkom-
men wird mit stärkstem Nachdruck gegen das 
Eindringen" der Bundesrepublik in die Stadt 

geltend gemacht. Die DDR-Publizistik folgte 
dem sowjetischen Wechsel im Abstand von 
einigen Tagen nach.

50) Ju. Semenov/B. Chodakovskij, Interv'ju v 
Zapadnom Berline, in: Pravda vom 10. 7. 1968.

51) In: ND vom 12. 6. 1968.
52) B. Chodakovskij, Bonn prodolzaet provo- 
kacionnyj kurs, in: Pravda vom 15. 6. 1968.
53) In: Pravda vom 28. 6. 1968. — Darstellung des 
vor dem Einmarsch in die SSR sich verringernden 
Engagements für die Berlin-Standpunkte der Bun-
desrepublik und der DDR im Westen beziehungs-
weise unter den kleineren kommunistischen Staa-
ten Osteuropas bei: Günter Hindrichs, Die Berlin- 
Frage in der Sicht des Auslandes, in: Europäische 
Begegnung (Essen), 1968 H. 7/8, S. 344—347.

Ein grundlegend neuer Tenor trat nach den 
DDR-Maßnahmen vom 11. Juni 1968 hinzu. 
Presse und Rundfunk der Sowjetunion stellten 
sich unverzüglich mit all ihren Organen und 
mit größtem quantitativen Aufwand in den 
Dienst der Rechtfertigung. Hauptparole wurde 

: die von Ost-Berlin ausgegebene Argumenta-
tion, daß die DDR nunmehr unmißverständlich 
die Rechte in Anspruch nehme, die jedem sou-
veränen Staat zuständen. Ihr Verhalten ent-
spreche der normalen Praxis aller Staaten und 
den allgemein anerkannten Grundsätzen des 
Völkerrechts. Niemand könne der DDR die 
Befugnis bestreiten, für das überschreiten 
ihrer Grenzen Pässe, Visa und Visumgebüh-
ren zu verlangen, wie dies allgemein üblich 
und rechtens sei. Dabei wurde einfach unter-
stellt, daß dem kein der Existenz der DDR vor-
angehendes Recht entgegenstehe, auf das 
Rücksicht zu nehmen sei. Diese Prämisse 
wurde nur ganz selten seitens der DDR mit der 
These von dem Fehlen gültiger Vereinbarun-
gen über den West-Berlin-Verkehr expliziert.

Zuweilen ließen sowjetische Verlautbarungen 
erkennen, daß sich die Kompetenz der DDR nur 
auf die Land- und Wasserwege beziehe — ein 
Standpunkt, von dem anscheinend zumindest 
einige der SED-Führer Anfang August loszu-
kommen suchten. Offensichtlich suchte die 
sowjetische Führung im Westen dem Eindruck 
entgegenzuwirken, als könne der Angriff auf 
die Verbindungswege nach West-Berlin auch 
die Luftkorridore einbeziehen. Als zweites 
Argument führten DDR und UdSSR an, die 
neuen Maßnahmen stellten eine notwendige 
Antwort auf die westdeutsche Notstandsge-
setzgebung dar, die als eine Kriegsvorberei-
tung nach Hitlerschem Vorbild die DDR und 
das gesamte sozialistische Lager provoziere 
und bedrohe.

Auch unabhängig davon wurden die Beschlüs-
se vom 11. Juni als unvermeidliche Schutzmaß-
nahmen in Anbetracht einer sich angeblich 
abzeichnenden bundesdeutschen Agression ge-
gen den „sozialistischen Staat in Deutschland", 
gegen die „sozialistischen Errungenschaften" 

der DDR und gegen die Früchte „friedlicher 
Arbeit" der ostdeutschen Werktätigen hinge-
stellt. Gemeint war dabei vor allem auch eine 
„innere Aggression" Bonns, worunter jede 
Form des geistigen Einflusses aus der Bundes-
republik auf die DDR-Bevölkerung verstanden 
wurde. Der zusätzlichen Rechtfertigung diente 
der Verweis auf vorangegangene „Warnun-
gen" an die Westdeutschen, ihren politischen 
Kurs zu ändern. Da diesem, wie es hieß, be-
rechtigten Verlangen nicht entsprochen worden 
sei, müsse die Bundesrepublik nunmehr die 
Konsequenzen tragen, das heißt, die DDR-Auf-
lagen für den West-Berlin-Verkehr hinneh-
men. „Wer nicht hören will, muß fühlen!", so 
faßte ein Volkskammerabgeordneter bei der 
Akklamation der Beschlüsse vom 11. Juni die 
offizielle These zusammen51 ). Ähnliche Darle-
gungen präsentierte Radio Moskau seinen 
deutschen Hörern. West-Berlin, so hieß es 
etwa am 18. Juni 1968, „wäre nicht in so eine 
Lage geraten, in der es sich jetzt befindet, es 
hätte die heutigen Schwierigkeiten im Wirt-
schafts- und Bildungsbereich nicht empfunden, 
wenn manche SPD-Bosse nicht einer der reak-
tionärsten Parteien in der deutschen Geschich-
te, nämlich der CDU/CSU, gedient hätten". 
Auch die Mißachtung des Potsdamer Abkom-
mens und die Ablehnung der Artik 53el  und 
107 der UNO-Charta (die Deutschland die An-
rufung der Vereinten Nationen verwehren, 
wenn die Siegermächte bei ihren Kriegsfolge-
maßnahmen mit dem völkerrechtlichen Einmi- 
schungs- und Gewaltanwendungsverbot in 
Konflikt kommen sollten) durch die Bundesre-
gierung wurden als Begründung für die re-
striktive Berlin-Politik der DDR angeführt. 
Nach sowjetischer Darstellung dienen daher 
die Maßnahmen vom 11. Juni allein „der Sache 
des Friedens und der europäischen Sicher-
heit" 52 ). Für weitere Schritte der DDR gegen 
West-Berlin bereitete der sowjetische Außen-
minister Gromyko am 27. Juni 1968 eine ver-
bale Basis vor mit der drohenden Ankündi-
gung, die UdSSR und ihre Verbündeten wür-
den West-Berlin-Ubergriffen Bonns die „ge-
bührende Abfuhr" erteilen 53).

Nach Darstellung der DDR und der Sowjet-
union sind die Maßnahmen vom 11. Juni zu-



gleich als ein Schritt zur „Normalisierung der 
Beziehungen zwischen beiden deutschen Staa-
ten" und damit zur Entspannung in Europa 
anzusehen. Den „Bonner Revanchisten" werde 
dadurch die Unerläßlichkeit einer Anerken-
nung der DDR deutlich gemacht. Gleichzeitig 
träten das Scheitern der „aggressiven Politik" 
der Bundesregierung und die Absurdität der 
„Bonner Alleinvertretungsanmaßung" deutlich 
hervor. Die Bundesregierung, so ist der nur 
angedeutete Gedanke, werde sich durch den 
Druck auf West-Berlin immer unabweislicher 
vor die Notwendigkeit gestellt sehen, mit der 
Regierung der DDR in offizielle Beziehungen 
zu treten. Bereits jetzt werden die Grenzfor-
malitäten, denen sich jeder deutsche Transit-
reisende nach West-Berlin unterziehen muß, 
als eine erzwungene de-facto-Anerkennung 
der DDR durch die Bundesrepublik hinge-
stellt.
Die sowjetische Führung war also um die Jah-
reswende 1967/68 zunächst um eine gewisse 
Zurückhaltung in Berlin bemüht und klam-
merte deshalb die nicht-politischen bezie-
hungsweise die nicht-demonstrativen Aspekte 
der Beziehungen West-Berlins zur Bundes-
republik aus der Polemik aus. Wie eine unge-
wöhnlich positive sowjetische Reaktion von 
Ende November 1967 auf eine vorangegangene 
Erklärung von Klaus Schütz, der Kulturaus-
tausch zwischen West-Berlin und der Sowjet-
union solle ausgedehnt werden54 ), vermuten 
läßt, setzte man in Moskau damals gewisse 
Erwartungen auf die Politik des neuen Regie-
renden Bürgermeisters. Auch sowjetische 
Hoffnungen darauf, daß Bonn bereit sein 
könnte, den Status West-Berlins zum Gegen-
stand von Verhandlungen mit der UdSSR zu 
machen, könnten mitgespielt haben. In bei-
den Fällen mußten bestimmte Rücksichten auf 
West-Berlin genommen werden, um den je-
weiligen Partner nicht vor den Kopf zu sto-
ßen. Wie dem auch sei, die sowjetischen Füh-
rer veranlaßten jedenfalls Ulbricht und seine 
Berater dazu, ihre publizistische Linie eben-
falls zurückhaltend zu formulieren, damit der 

54) V. Kukuskin, Vystavka otkryta, in: Izvestija 
vom 28. 11. 1967.

55) Die seither erneuerte unerbittliche Anti-BRD- 
undi Anti-USA-Ausrichtung der UdSSR unter der 
Parole der europäischen Sicherheit erfordert eine 
Zusammenfassung aller kommunistischen Staaten 
Ost- und Mitteleuropas.

sowjetische Kurs nicht gestört wurde. Da näm-
lich West-Berlin ebenso sehr an der Haltung 
der DDR wie an derjenigen der UdSSR inter-
essiert sein mußte und da überdies die außen-
politische Gesamtstrategie der Sowjetunion 
ein sowjetisches Abrücken

55

 von der DDR in der 
Art, wie dies im Dezember 1966 geschehen 
war, nicht mehr zuließ ), mußte Moskau ein 
Mitziehen der DDR unbedingt notwendig er-
scheinen. Wie sich an den gelegentlichen und 
beiläufigen Überschreitungen des von der 
UdSSR gesetzten Rahmens ablesen läßt, blieb 
die SFD-Führung zuweilen nur widerwillig in 
den Grenzen, die ihr die sowjetische Linie 
setzt. Mit der polemischen Eskalation von 
Mitte Januar 1968 fiel daher für das DDR-Re-
gime ein lästiges Hemmnis weg, das ihm bis 
dahin verwehrt hatte, seinen Aspirationen vol-
len Ausdruck zu verleihen. An den Begleitum-
ständen, vor allem der Maßnahmen vom 
11. Juni, läßt sich ablesen, daß seither eine 
nahezu volle Solidarisierung der UdSSR mit 
den West-Berlin-Aspirationen der DDR statt-
gefunden hat.

Seit Chruschtschow 1958 den bis dahin unan-
gefochtenen West-Berlin-Status in Frage ge-
stellt und das Territorium der Stadt für die 
DDR reklamiert hatte, ist die SED-Führung 
nicht müde geworden, diesen Anspruch zu er-
heben. Noch Anfang 1968 fand sich die These, 
daß West-Berlin auf DDR-Gebiet liege, nur 
sehr selten in den publizistischen Stellung-
nahmen der UdSSR. Im Sommer 1968 wurde 
die These etwas häufiger vertreten. Die DDR 
folgt der sowjetischen Zurückhaltung. Offen-
sichtlich halten zwar beide Staaten grundsätz-
lich an dem Anspruch fest, wollen ihm aber 
gegenwärtig kaum Publizität geben. Vermut-
lich erscheint es riskant, das volle Ausmaß 
der erhobenen Forderungen deutlich zu ma-
chen. Wie man annehmen möchte, ist auch hier 
die sowjetische Seite der auf vorläufige Zu-
rückhaltung dringende Teil.

Die Strategie des Vorgehens gegen West-Berlin

Die Berlin-Politik der UdSSR und der DDR ba-
siert auf einer günstigen Position gegenüber 
den Westmächten und der Bundesrepublik. 
West-Berlin ist auf Grund seiner geographi-
schen Insellage in militärischer und wirt-
schaftlicher Hinsicht außerordentlich verwund-

bar. Sein Territorium ist nicht durch militäri-
sche Stationierungs- und Abwehrmaßnahmen 
zu verteidigen, die der anderen Seite die 
Bürde der Konfliktlösung überlassen wür-
den, und seine Wirtschaft hängt von Zu-
gangsrechten ab, die nur auf dem Gebiet und 



im Luftraum der DDR realisiert werden kön-
nen56 ). Die westlichen Schutzmächte West- 
Berlins ziehen aus dieser Lage die Konse-
quenz, daß sie alles tun müssen, um eine über-
zeugende Anzweiflung ihrer Präsenz und der 
West-Berliner Existenzgrundlagen — als des 
wesentlichen psychologischen Aktivums gegen-
über der UdSSR und DDR — unmöglich zu 
machen. Daher halten sie auch dort an dem 
interalliiert vereinbarten Berlin-Status fest, wo 
die Sowjetunion von dieser Grundlage längst 
abgewichen ist und damit die Symmetrie der 
Vertragserfüllung zerstört hat. Auf diese 
Weise begeben sie sich weithin der Reaktions-
möglichkeiten nach dem Prinzip des quid pro 
quo und dulden die Eingliederung Ost-Berlins 
in die DDR, ohne Gegenmaßnahmen zu ergrei-
fen und ohne eine entsprechende Eingliede-
rung West-Berlins in die Bundesrepublik fol-
gen zu lassen.

56) Zu den sich dadurch ergebenden politischen 
und völkerrechtlichen Problemen vgl. Dieter 
Schroeder, Berlin ist nicht Singapur, in: FAZ 
vom 10. 10. 1967.

57) E. Grigor'ev Sobytiya i resenija, in: Pravda 
vom 16. 6. 1968. Wiederholt von TASS (russisch) 
am 16. 6. 1968.
58) G. Gurkov, Bonn bessilen cto-libo izmenit’, 
in: Komsomolskaja pravda vom 13. 6. 1968.

Die Gründe, welche die Westmächte veran-
lassen, nicht mit der UdSSR gleichzuziehen, 
werden grundsätzlich auch in Bonn akzeptiert. 
Trotzdem konnte es nicht ausbleiben, daß in 
der Frage, wie weit man West-Berlin mit der 
Bundesrepublik verbinden könnte, ohne die 
vertraglichen Grundlagen der West-Berliner 
Existenz zu gefährden, gelegentlich Differen-
zen auftraten. Im Ergebnis hat sich eine Lage 
herausgebildet, in der die Bundesrepublik mit 
westlicher Zustimmung politisch, administra-
tiv, wirtschaftlich und finanziell in West-Ber-
lin präsent ist, die außenpolitische Vertretung 
der Stadt übernimmt und die Bundesgesetze 
mit gewissen Ausnahmen dem West-Berliner 
Abgeordnetenhaus zur Übernahme zuleitet. 
Maßregeln jedoch, die als Rechtsfolge eine 
direkte Eingliederung West-Berlins in die 
Bundesrepublik implizieren könnten, wie et-
wa die Gleichstellung der West-Berliner Ab-
geordneten im Deutschen Bundestag, werden 
von den Westmächten verweigert.

Vor allem die sowjetische Führung tut ihr 
Möglichstes, um die gelegentlichen Auffas-
sungsdivergenzen zwischen der Bundesrepu-
blik und den Westmächten auszunutzen. Die 
Berlin-Angriffe werden gegen die Bundesre-
publik konzentriert, während die westlichen 
Positionen scheinbar respektiert werden. Die 
deutsche Bundesregierung und der von ihr 
angeblich versklavte West-Berliner Senat sol-
len der westdeutschen Öffentlichkeit als die 
Spannungserzeuger erscheinen, die zu einer 
immer weniger erträglichen Belastung der 

westlichen Berlin-, Deutschland- und Europa- 
Politik werden. Es war ein wohlberechneter 
Akt, wenn Gromyko in seiner ersten Stellung-
nahme zu den Juni-Maßnahmen am 27. Juni 
1968 den Amerikanern mit Abrüstungsgesprä-
chen, insbesondere mit den schon lange ge-
wünschten Verhandlungen über die Einstel-
lung des Aufbaus von Raketenabwehrsyste-
men, winkte, ehe er —- mit kurzen Worten — 
auf die Berlin-Frage einging. Damit suchte er 
in Washington den Eindruck zu erzeugen, daß 
großartige Zukunftsperspektiven bestünden, 
die man nicht um kleinlicher Berlin-Querelen 
willen aufs Spiel setzen dürfe. Als in der 
westdeutschen Öffentlichkeit einige Stimmen 
laut wurden, die für die Unterschrift Bonns 
unter den Nuklearsperrvertrag eine Lebens-
garantie für West-Berlin verlangten, griff die 
sowjetische Propaganda dies sogleich auf und 
erklärte dem internationalen Publikum, na-
mentlich den Franzosen, die „rheinischen Re-
vanchisten" suchten ihre westlichen Verbün-
deten zu erpressen. Umgekehrt stellen die 
sowjetischen Propagandisten den Westdeut-
schen mit Nachdruck das Trügerische ihrer 
Hoffnungen auf westliche Unterstützung vor 
Augen. Auch wenn dabei zunächst nur auf 
den mangelnden Einsatz der Westmächte für 
die Interessen West-Berlins hingewiesen wird, 
so geht es doch recht eigentlich darum, gene-
rell die Solidarität der westlichen Bundesge-
nossen mit der Bundesrepublik in Zweifel zu 
ziehen und den Westdeutschen die NATO als 
eine zwar riskante, aber wertlose Bindung 
erscheinen zu lassen. Das hindert jedoch nicht, 
daß bei Bedarf die Westmächte dann auch 
wieder der Begünstigung der Bonner „Anne-
xionspläne" gegenüber West-Berlin angeklagt 
werden.

In den Verlautbarungen, die ausschließlich 
oder unter anderem das Inland erreichen, 
übermittelten die sowjetischen Propagandisten 
während des späten Frühjahrs 1968 ihrem 
Publikum das Bild eines schwächlichen Geg-
ners, dessen Berlin-Aktionen nicht sonderlich 
ernst zu nehmen sind. Die Proteste der deut-
schen Bundesregierung auf die DDR-Maßnah-
men vom 11. Juni wurden verächtlich als die 
„übliche feindselige Lärmerei" abgetan57 ). 
Die Schlagzeile über einem ausführlichen so-
wjetischen Kommentar zu den Berlin-Ereignis-
sen lautete: „Bonn ist ohnmächtig, irgendet-
was zu ändern" 58 ). Das Engagement der West-
mächte für West-Berlin wurde stets sehr ge- 



ring bewertet. So wurden etwa die Erklä-
rungen des NATO-Rates von Reykjavik, so 
sehr sie auch als rechtswidrige Einmischungen 
in die inneren Angelegenheiten der DDR ange-
griffen wurden, als wenig ernsthaft dargestellt. 
Die Distanzierung Frankreichs von der Reyk-
javiker Berlin-Deklaration wurde mit beson-
derem Interesse notiert. Eine bezeichnende 
Karikatur zu einem der entsprechenden Ar-
tikel zeigte einen westdeutschen und einen 
amerikanischen Soldaten beim angestrengten 
Aufpumpen eines vielfach geflickten und im-
mer wieder neu Luft lassenden Schlauches, der 
das Wort „NATO" bildete. Darunter stand als 
Erläuterung: „Die übliche Pumperei" 59 ). Erst 
das Aufsehen, welches das sowjetische Vor-
gehen gegen die Tschechoslowakei im We-
sten erregt hat, veranlaßte die sowjetischen 
Führer zunächst zu größerer Zurückhaltung, 
um einer — unter den neuen Umständen wahr-
scheinlicher gewordenen — umfassenden So-
lidarisierung der Westmächte mit der Bundes-
republik keinen Vorschub zu leisten.

Die Bagatellisierung der westlichen Berlin- 
Proteste vor dem 21. August, wie sie speziell 
in den sowjetischen Inlandsverlautbarungen 
festzustellen ist, steht in einem auffälligen 
Gegensatz zu der scharfmacherischen Behand-
lung, die Moskau sonst unerwünschten west-
lichen Stellungnahmen angedeihen läßt, um 
die kommunistische Gefolgschaft von einer 
Verminderung ihrer „Wachsamkeit gegenüber 
dem Klassenfeind" abzuhalten und zu erhöh-
ten Kraftanstrengungen gegen die zwar mehr 
und mehr geschwächten, aber angeblich zu-
gleich an Rabiatheit zunehmenden „Imperia-
listen" zu veranlassen. In der Berlin-Frage läßt 
sich die sowjetische Führung offenbar von an-
deren Gesichtspunkten leiten. Im Gegensatz 
zu einer abstrakt behaupteten Aggressivität 
westlicher „Imperialisten" und zu Vietnam 
ist West-Berlin potentiell ein konkreter und 
unmittelbarer Konfliktherd, dessen Anfachung 
die Öffentlichkeit der UdSSR und der ihr ver-
bündeten Länder direkt berühren würde und 
daher dort ernstliche Beunruhigung hervorru-
fen könnte. Daran aber ist Moskau allem An-
schein nach nicht interessiert. Das wiederum 
läßt darauf schließen, daß den sowjetischen 
Führern eine Mobilisierung ihrer Anhänger-
schaft zur Durchsetzung des eingeleiteten 
Berlin-Kurses überflüssig erscheint. Derartige 
Anstrengungen werden ganz offensichtlich 
darum für entbehrlich gehalten, weil die so-
wjetischen Führer nicht mit ernstlichen Gegen-
maßnahmen der Westmächte rechnen, solange

Moskau, wie das gegenwärtig der Fall ist, auf 
direkte Attacken gegen die westlichen Berlin- 
Positionen verzichtet und zugleich den Regie-
rungen in Washington, London und Paris 
durch eine allmähliche und vorsichtige Dosie-
rung des Vorgehens gegen die Interessen 
West-Berlins und der Bundesrepublik eine 
notdürftige Rechtfertigung ihrer passiv-be- 
schwichtigenden Berlin-Politik gegenüber 
Bonn zu ermöglichen hofft.

Die weithin skeptische Einschätzung des west-
lichen Engagements für West-Berlin seifens 
der sowjetischen Führer, die wesentlich auf 
die sowjetischen Erfahrungen im Zusam-
menhang mit dem Nuklearsperrvertrag und 
mit dem sowjetisch-französischen Bilateralis- 
mus zurückzuführen sein dürfte, muß als der 
primäre Grund dafür angesehen werden, daß 
sich Moskau Anfang 1968 entschloß, die im 
Jahre 1962 abgebrochene politische Offensive 
gegen West-Berlin wiederaufzunehmen. Die-
sem Entschluß ist allerdings anscheinend noch 
ein ernstlicher sowjetischer Versuch vorausge-
gangen, die deutsche Bundesregierung zu 
einer Anpassung an die sowjetischen Wün-
sche in der Berlin-Frage zu bewegen. Wie man 
annehmen möchte, wurden die Vorschläge, 
welche die Sowjetregierung bei Jahreswech-
sel in Bonn vorlegte, dort sowohl darum ab-
gelehnt, weil ihr Inhalt die bundesdeutsche 
Seite nicht befriedigte, als auch darum, weil 
die Bundesregierung nicht gegen die bundes-
deutsch-westliche Solidarität in Sachen Berlin 
und gegen die 1954 vertraglich festgelegten 
Berlin-Rechte der Westmächte verstoßen wollte. 
In Moskau dagegen mag man im Hinblick auf 
den schwindenden Berlin-Rückhalt der Bun-
desrepublik bei den Westmächten das Ansin-
nen für den realen Gegebenheiten entspre-
chend angesehen haben. Als die Bundesregie-
rung darauf nicht einzugehen bereit war, lag 
es nahe, gegen sie mit den Mitteln der vollen-
deten Tatsachen zu operieren, wie es die 
SED-Führung (die einer etwaigen sowjetisch-
bundesdeutschen Übereinkunft stets mit gro-
ßer Besorgnis entgegengesehen hatte) schon 
seit längerem befürwortet hatte. Bezeichnen-
derweise tastete die sowjetische Politik auch 
jetzt die Berlin-Frage zunächst nur durch hef-
tige Anklagen, dann durch Drohungen und 
schließlich durch Maßnahmen von geringer 
praktischer Bedeutung, aber großer prinzi-
pieller Tragweite ab. Erst als sich dabei die 
Annahme bestätigte, daß es die westlichen 
Bündnispartner der Bundesrepublik mit leeren 
Verbalprotesten bewenden lassen würden, 
ging die sowjetische Führung vor der Be-
setzung der Tschechoslowakei zu Schritten 
über, welche die Situation West-Berlins we- 

59)  V. Kuznecov, NATO nagnetaet naprjazennost', 
in: Pravda vom 27. 6. 1968.



sentlich zu verschlechtern begannen. Die „War-
nungen" an die Bundesrepublik, die in die 
sowjetischen Berlin-Verlautbarungen einge-
streut wurden, hatten anscheinend die Funk-
tion, die deutsche Bundesregierung nach den 
verschiedentlichen Demonstrationen fehlenden 
westlichen Rückhalts in der Berlin-Frage zu 
der vor Monaten versäumten Anpassung an 
den sowjetischen Standpunkt zu nötigen — 
natürlich unter den verschlechterten Bedin-
gungen, die dem verschlechterten Status quo 
entsprachen. Erst die veränderte Lage nach 
dem 21. August 1968 — das angeschlagene 
Friedensimage der UdSSR, der sowjetische 
Rückschlag in Sachen Kernwaffensperrvertrag 
und die neuerlichen westlichen Engagements 
für die Sicherheit West-Berlins — hat die so-
wjetischen Führer bis auf weiteres zum Ver-
zicht auf neue Berlin-Aktionen veranlaßt und 
auf diese Weise der bedrängten Stadt eine 
Atempause gewährt.

Grundsätzlich befindet sich West-Berlin in 
einem Dilemma. Seine Weiterexistenz erfor-
dert einen zweifachen Rückhalt. Die West-
mächte breiten den Schirm ihrer militärischen 
Abschreckung über die Stadt und vermitteln 
ihr in ihrer Eigenschaft als die sowjetischen 
Vertragspartner von 1944/45 die damals fest-
gelegten Zugangsrechte. Die Bundesrepublik 
bietet West-Berlin die notwendige politische 
und finanzielle Unterstützung und verschafft 
seiner Wirtschaft die unerläßlichen Lebensbe-
dingungen. West-Berlin könnte sich zwar statt 
dessen gemäß den östlichen Forderungen auch 
an die Sowjetunion und an die DDR anlehnen, 
aber das würde mit innerer Konsequenz auf 
eine Aufsaugung der Stadt durch die DDR 
hinauslaufen, die dem Willen der Bevölke-
rung scharf widersprechen würde. Sowohl die 
Westmächte als auch die Bundesrepublik sind 
darum bisher davon ausgegangen, daß West- 
Berlin ihrer zusammen bedürfe, um existieren 
zu können. So ist es zu erklären, daß die Bun-
desrepublik 1952 und 1954, als es ihr um die 
Wiedererlangung der 1945 verlorenen deut-
schen Souveränitätsrechte ging, der Fortdauer 
des Besatzungsstatus in West-Berlin zustimm-
te. Andererseits haben die Westmächte seit 
1949 stets ihr lebhaftes Interesse daran be-
kundet, daß die Bundesrepublik West-Berlin 
den notwendigen politischen, wirtschaftlichen 
und finanziellen Rückhalt gewährt. Dieses In-
teresse ist allerdings bei der Formulierung der 
amerikanischen „essentials" für die Freiheit 
West-Berlins nur wenig zum Ausdruck ge-
kommen. Es wirkt sich auch aus, daß der ob-
jektive Wert West-Berlins im internationalen 
Machtkampf seit 1954 erheblich abgenommen 
hat. Mit dem Ausbruch des kalten Krieges 

verlor Berlin die Funktion der deutschen 
Hauptstadt, und durch den Bau der Berliner 
Mauer ging West-Berlin der Funktion eines 
politischen und psychologischen Faktors in-
mitten der DDR verlustig. Diese Wertminde-
rungkönnte zusammen mit dem Entspannungs-
interesse der westlichen Länder einschließlich 
der Bundesrepublik West-Berlin immer mehr 
zu einer Belastung werden lassen, der zu-
mindest die nicht-deutschen Staaten zu ent-
gehen suchen könnten, soweit ihnen das 
ohne Gesichtsverlust möglich wäre. In An-
betracht dessen, daß die UdSSR und die DDR 
als Hebel die Drohung mit mehr oder weniger 
weitgehenden Repressalien bezüglich der Zu-
gangswege besitzen, ist es sehr fraglich, ob 
West-Berlin ohne einen entscheidenen Einsatz 
seiner Schutzmächte abgesichert werden kann. 
Unter diesen Voraussetzungen sehen, unge-
achtet ihrer taktisch bedingten momentanen 
Zurückhaltung, die sowjetischen Führer nicht 
zuletzt in der Verstärkung des Drucks auf 
West-Berlin einen wirksamen Hebel, um 
ihrem auch sonst mit allen Mitteln beharrlich 
verfolgten Ziel näherzukommen, die Bundes-
republik als den entscheidenden kontinental-
europäischen Allianzpartner der USA aus der 
NATO herauszubrechen.

Die sowjetische Berlin-Politik steht damit im 
Rahmen des außenpolitischen Gesamtkon-
zepts der UdSSR, das durch die Schlagworte 
der europäischen Sicherheit und der Nicht- 
Verbreitung von Kernwaffen abgesteckt wird. 
Unter Ausnutzung der amerikanischen Fixie-
rung auf Vietnam und der antiamerikanischen 
Vietnam-Reaktionen in Westeuropa sucht die 
sowjetische Führung auf dem europäischen 
Kontinent einen politischen Durchbruch zu er-
zielen. Im Namen einer gesamteuropäischen 
Sicherheit, Entspannung und Zusammenarbeit 
wird das atlantische Bündnis zum Ziel der 
Angriffe gemacht. Die sowjetische Propaganda 
zielt darauf ab, in Westeuropa alle Ressenti-
ments auf die Bundesrepublik und die Ver-
einigten Staaten — als die tragenden Pfeiler 
des Bündnisses auf dem europäischen und 
amerikanischen Kontinent — zu lenken60 ). 
Diese Spaltungstaktik erscheint geeignet, die 
Westeuropäer von den Westdeutschen und 

60) Vgl. Gerhard Wettig, Die europäische Sicher-
heit in der Politik des Ostblocks 1966, in: Ost-
europa, 1967 H 2/3, S. 94—113; Wolfgang Berner, 
Das Karlsbader Aktionsprogramm, in: Europa- 
Archiv, 1967 H. 11 (5. 6. 1967), S. 393—400; Gerhard 
Wettig, Haupttendenzen der gegenwärtigen Deutsch-
landpolitik, in: Aus Politik und Zeitgeschichte, Bei-
lage zur Wochenzeitung Das Parlament, B 42/67 
vom 18. 10. 1967, S. 3—16; Malcolm Mackintosh, 
Die Sowjetunion und die europäische Sicherheit, in: 
Europa-Archiv, 1968 H. 6 (25. 3. 1968), S. 201—210. 



den Amerikanern zu trennen, birgt aber die 
Gefahr in sich, daß die mißliebige „Achse 
Washington — Bonn" noch fester wird. Daher 
nimmt die sowjetische Führung gleichzeitig 
gern die Chance wahr, mit sinnverkehrenden 
Umformulierungen amerikanischer Nicht-Ver-
breitungs-Vorschläge Keile auch zwischen die 
Vereinigten Staaten und die Bundesrepublik 
zu treiben61 ). Das Ziel der sowjetischen Po-
litik ist, das amerikanische Gegengewicht aus 
Europa zu entfernen und danach auch den 
westlichen Teil des Kontinents in den sowje-
tischen Einflußbereich zu ziehen. Wenn dies 
gelänge, würde der Bundesrepublik, sofern sie 
nicht eine rechtzeitige Anpassung an die so-
wjetische Linie versuchen und zustande brin-
gen sollte, unter Benutzung des sowjetisch in-
terpretierten Potsdamer Abkommens, des Nu-
klearsperrvertrages und der diskriminieren-
den Artikel 53 und 107 der UN-Chart

62

a ein 
Status nach finnischem Vorbild aufgezwungen 
werden ).

61) Vgl. Gerhard Wettig, Funktionen eines Sperr-
vertrages in der sowjetischen Politik, in: Außen-
politik, 1968 H. 1, S. 9—23.
62) Vgl. die Angaben in den Anmerkungen 60 und
61 sowie die Schlußfolgerungen bei Richard Löwen-
thal, Der Einfluß Chinas auf den Ost-West-Konflikt, 
in: Europa-Archiv, 1967 H. 10 (25. 5. 1967), S. 345 ff.

Die sowjetische Berlin-Politik ist in mehrfa-
cher Hinsicht auf dieses gesamtpolitische Kon-
zept bezogen. Auch in der Berlin-Frage wer-
den große Vorstöße vermieden, welche die 
westlichen Länder dazu veranlassen könnten, 
ihre Meinungsverschiedenheiten zurückzustel-
len und der UdSSR gemeinsam Widerstand zu 
bieten. Genau wie andere Differenzen zwi-
schen westlichen Staaten spielt die östliche 
Seite auch die Auffassungsunterschiede, die 
zwischen den drei Westmächten und der Bun-
desrepublik hinsichtlich des West-Berlin-Sta-
tus bestehen, gegenüber beiden Seiten pro-
pagandistisch aus, um daraus grundlegende 
Gegensätze zu machen. Den Westdeutschen, 
den Westeuropäern und den Amerikanern 
wird in jeweils verschiedener Akzentuierung 
suggeriert, daß die westlichen Stabilitätsinter-
essen und der bundesdeutsche Wunsch nach 
einer Überwindung des Status quo in einem 
scharfen Widerstreit zueinander stünden. Da-
bei werden die westdeutschen Führer revan-
chistischer und aggressiver Absichten ange-
klagt. Das Auftreten der NPD, hinsichtlich des-
sen das Potsdamer Verdikt gegen nazistische 
Betätigungen geltend gemacht wird, dient dazu, 
die politisch maßgeblichen Kreise der Bundes-
republik und West-Berlins auf verschiedene 
Weise weiterhin mit dem Makel des Faschis-
mus und Neonazismus zu behaften und so-

wjetische Rechtspositionen aufzubauen, von
denen aus sich Interventionen gegen die Ber-
lin-Politik von Senat und Bundesregierung be-
gründen lassen. Die Anti-NPD-Parolen er-
weisen sich als ein so vorzügliches Instru-
ment der östlichen Berlin-Politik, daß die 
Existenz der NPD als eines der wichtigsten 
Aktiva der UdSSR und der DDR im Ringen 
um Berlin betrachtet werden muß.

Ein weiteres Charakteristikum des östlichen 
Vorgehens ist die Salamitaktik, mit der nur 
ganz allmählich unter Vermeidung größerer 
Angriffe die deutsche wie westliche Position 
geschwächt und ausgehöhlt wird. Besonders 
deutlich wird diese Taktik bei den Übergriffen 
gegen den Berlin-Verkehr: Alle Schritte hat-
ten keine entscheidenden praktischen Konse-
quenzenzen, setzten aber grundsätzliche Prä-
judizien und ausweitungsfähige Definitionen. 
Die augenblickliche Atempause, die bei der 
politischen Berlin-Offensive der UdSSR einge-
treten ist, wird vermutlich so lange dauern, 
wie die sowjetischen Führer glauben, daß sie 
sich noch um eine Überwindung des negati-
ven Eindruckes ihres Vorgehens in der Tsche-
choslowakei bemühen müssen, um die Früchte 
der Entspannungspolitik — namentlich den 
antiatlantischen Bilateralismus mit dem gaulli-
stischen Frankreich, das Zusammenwirken mit 
den USA in Sachen Nuklearsperrvertrag und 
die Resonanz der sowjetischen Sicherheits-
parolen in der westeuropäischen Öffentlich-
keit — so weit wie möglich zu retten. Auch 
danach wird Moskau aller Voraussicht nach 
aufsehenerregende Schritte gegen West-Berlin 
scheuen, zumindest solange die Gefahr einer 
westlich-bundesdeutschen Solidarisierung ge-
geben ist.
Grundsätzlich sondert die sowjetische Seite in 
ihren Berlin-Verlautbarungen ebenso wie in 
ihren Darlegungen zur europäischen Sicherheit 
die Bundesrepublik als Angriffsziel heraus. 
Der West-Berliner Senat erscheint dabei in 
der Rolle eines Satelliten. In den Berlin-Kom-
mentaren werden, jedoch — anders als in den 
Stellungnahmen zur europäischen Sicherheit 
— neben den westeuropäischen Ländern auch 
die Vereinigten Staaten weitgehend ge-
schont. Diese Abweichung vom generellen 
Schema hat offensichtlich den Grund, daß 
sich die Amerikaner in Berlin in einer Interes-
sengemeinschaft mit den Franzosen und Bri-
ten gegenüber den Westdeutschen befinden 
und daß daher die sonst gebräuchliche Gegen-
überstellung von Westeuropäern auf der einen 
und Westdeutschen und Amerikanern auf der 
anderen Seite nicht durchführbar ist. überge-
ordneter Zweck der verschiedenen Ausspie-
lungsmanöver ist, die Gegensätze unter den



Mächten, die West-Berlin Rückhalt gewähren, 
zur vollen Entfaltung zu bringen. Auf diese 
Weise soll das Engagement für die Stadt all-
mählich von innen zerstört werden. Die Spal-
tungsstrategie in der Berlin-Frage ist darauf 
berechnet, für den sowjetischen Angreifer eine 
Lage herbeizuführen, in der er nur einen der 
beiden Pfeiler der West-Berliner Existenz, 
nämlich die Bundesrepublik, attackieren müßte, 
aber zugleich damit das Ganze der West-Ber- 
-liner Existenz (die ohne den Rückhalt an der 
Bundesrepublik nicht denkbar ist) bedrohen 
könnte. Die Solidarisierung der Westmächte 
mit dem bundesdeutschen Partner in der Ber-
lin-Frage nach dem 21. August hat die sowje-
tische Berlin-Offensive vorerst zu einem Still-
stand gebracht.

Auf längere Sicht hin sind damit freilich die 
Gefahren für West-Berlin noch nicht überwun-
den. Sobald die Situation dem wieder gün-
stiger erscheinen mag, kann Moskau die 
schleichende Offensive vom Frühjahr und 
Sommer 1968 wieder aufnehmen. Im übrigen 
birgt auch der gegenwärtige Status quo West-

Berlins schon genügend Probleme in sich, die 
Ansatzpunkte für eine unvermerkte Strategie 
der psychologischen Entmutigung und der 
wirtschaftlichen Strangulierung West-Berlins 
bietet, wie sie auch im gegenwärtigen Mo-
ment relativer Ruhe deutlich genug betrieben 
wird. Inwieweit Moskau und Ost-Berlin damit 
Erfolge erzielen können, wird entscheidend 
von der künftigen Solidarität zwischen den 
Westmächten und der Bundesrepublik und 
der Fähigkeit beider Seiten zu raschen und 
adäquaten Reaktionen abhängen. Eine offene 
Aggressivität des sowjetischen Vorgehens 
wird, solange sich die sowjetischen Verhal-
tensmuster nicht grundlegend ändern, sich da-
bei nur in dem Ausmaße entwickeln, wie die 
Westmächte ihr Berlin-Engagement zu lockern 
scheinen und damit für die sowjetische Seite 
die Schwelle der Konflikterwartung erhöhen. 
Daß sich diese Schwelle gegenwärtig gesenkt 
hat, ist der Hauptgrund für die derzeitige re-
lative Zurückhaltung Moskaus, die freilich 
nicht als ein grundsätzlicher Verzicht auf 
neue Berlin-Aktionen zu einem späteren Zeit-
punkt mißdeutet werden darf.

Nachwort zur neuesten Entwicklung

Die vorstehenden Ausführungen wurden An-
fang Dezember 1968 abgeschlossen. Inzwischen 
haben die Auseinandersetzungen um West- 
Berlin ein neues Stadium erreicht. Es entspricht 
den Voraussagen dieser Analyse, daß der 
neuen Berlin-Offensive der Sowjetunion und 
der DDR zwei Wandlungen in der westlichen 
Politik gegenüber der UdSSR vorausgegangen 
sind — nämlich die prononcierte französische 
Entscheidung für einen Kurs des engen Einver-
nehmens mit Moskau und die Festlegung des 
neuen amerikanischen Präsidenten auf den 
Kernwaffensperrvertrag. Beides wurde in der 
sowjetischen Hauptstadt mit sichtlicher Genug-
tuung, ja Erleichterung notiert, und die so-
wjetischen Führer sehen seitdem zwei wesent-
liche außenpolitische Aktiva, die nach der 
Intervention in der Tschechoslowakei gefähr-
det waren, neu gesichert: den sowjetisch-fran-
zösischen Bilateralismus unter der Parole einer 
gesamteuropäischen Entspannung und den so-
wjetisch-amerikanischen Dialog im Namen 
einer weltweiten Rüstungskontrolle. In Mos-
kauer Sicht akzeptieren damit Frankreich und 
die Vereinigten Staaten zugleich stillschwei-
gend die sowjetische Politik gegenüber der 
Tschechoslowakei und die formelle Ausdeh-
nung der sowjetischen Herrschaft über die 
Warschauer-Pakt-Staaten, wie sie in der soge-
nannten Moskauer Doktrin vorgenommen wor-

den ist. Dem stillschweigenden Einverständnis 
Frankreichs und der Vereinigten Staaten mes-
sen die sowjetischen Führer größte Wichtig-
keit bei; Großbritannien, das noch immer Un-
zufriedenheit über das sowjetische Vorgehen 
in der Tschechoslowakei zeigt, wird ohne son-
stige Interessengegensätze zur UdSSR seither 
zusammen mit der Bundesrepublik in das 
Kreuzfeuer der sowjetischen Polemik genom-
men.

Das Einschwenken Frankreichs und der Ver-
einigten Staaten auf eine Linie, die den gegen-
wärtig vordringlichen sowjetischen Wünschen 
entspricht, ließ Moskau weiterhin zu der Ein-
schätzung gelangen, daß nunmehr auch seine 
alte Politik einer Isolierung der Bundesrepu-
blik im Kreise der westlichen Nationen wieder 
gute Erfolgsaussichten habe. Dementsprechend 
begann die sowjetische Propaganda Ende Ja-
nuar, die bisherige relative Zurückhaltung 
gegenüber der Bundesrepublik aufzugeben und 
Bonn in gleicher Schärfe wie bis zum Früh-
herbst 1968 als den Unruhestifter im west-
lichen Lager und als den Erzfeind der natio-
nalen Interessen aller westlichen Länder hin-
zustellen. Allem Anschein nach hat die Zu-
wendung Frankreichs und der Vereinigten 
Staaten die sowjetischen Führer auch zu der 
Annahme verleitet, daß sich die nach dem 



21. August 1968 neu befestigte Solidarität des 
Westens mit der Bundesrepublik in der Ber-
lin-Frage entscheidend verringert habe. Wie 
es scheint, hat Moskau in verschiedenen De-
tails des westlichen Berlin-Verhaltens eine Be-
stätigung dieser Annahme erblickt. Ein Bonner 
Gerücht, wonach eine befreundete Macht Bun-
destagspräsident Gerstenmaier für die Bundes-
präsidentenwahl die Wahl eines anderen Ortes 
als West-Berlin nahegelegt haben sollte, war 
in Moskau und Ost-Berlin mit größtem Inter-
esse registriert worden. Auch die Reaktion der 
drei westlichen Botschafter in Bonn, die, wie 
berichtet wird, den Protest Abrassimovs gegen 
die Einberufung der Bundesversammlung nach 
West-Berlin kommentarlos entgegennahmen, 
dürfte die sowjetischen Führer in dem Glauben 
bestärkt haben, daß die Westmächte der Bun-
desrepublik nur wenig Rückhalt gewähren 
würden. Somit entstand in Moskau der Ein-
druck, daß Bonn und seine westlichen Partner 
in ihrer gesamten Außenpolitik und insbeson-
dere in der Berlin-Frage gespalten seien und 
daß mithin ein vorsichtiges Vorgehen gegen 
die Verbindungen West-Berlins zur Bundes-
republik aus Anlaß der geplanten Bundesprä-
sidentenwahl wenig Risiken in sich berge. Auf 
dieser Grundlage kamen die Führer der So-
wjetunion und der DDR überein, von Verbal-
protesten zu neuerlichen Maßnahmen gegen 
den freien West-Berlin-Verkehr überzu-
gehen. Mit den Transitbeschränkungen vom 
8. Februar 1969 bekräftigte die DDR ebenso 
wie mit den Maßnahmen vom Vorjahre ihren 
Anspruch auf das alleinige Verfügungsrecht 
über den deutschen West-Berlin-Verkehr. Da-
bei waren erneut eine peinliche Schonung der 
seitens des westlichen Militärs genutzten Zu-
gangsrechte und eine enge Begrenzung der 
praktischen Auswirkungen auf den Ablauf des 
deutschen West-Berlin-Verkehrs festzustellen. 
In wiederholten Stellungnahmen der Sowjet-
union und der DDR wurden weitere, bereits 
beschlossene Maßnahmen angekündigt für den 
Fall, daß Bonn nicht auf die vorgesehene Ab-

haltung der Bundespräsidentenwahl in West-
Berlin verzichte.

Die sowjetische Einschätzung der westlichen
Haltung erwies sich als eine Fehlspekulation:
Die Berlin-Gruppe der drei Westmächte pro-
testierte mit ungewöhnlicher Promptheit undl
mit eindeutiger Klarheit gegen die Maßnah-
men der DDR und wies die Angriffe, mit denen 
Ost-Berlin sein Vorgehen zu rechtfertigen 
suchte, scharf zurück. Im übrigen signalisierten 
die kurz zuvor (vor der Proklamation der Tran-
sitbeschränkungen, aber nach der sowjeti-
schen Genehmigung für diese) angekündigten 
Besuche des amerikanischen Präsidenten und 
des britischen Premierministers in West-Berlin 
daß das frühere Engagement des Westens für 
die Stadt weiterhin galt. Auf Grund der vor-
angegangenen Fehleinschätzung haben sich je-
doch die sowjetischen Führer inzwischen so 
weit festgelegt, daß es für sie äußerst schwer 
sein dürfte, die Auseinandersetzung ohne Ge-
sichtsverlust zu beenden. Auch die deutsche 
Bundesregierung kann, nachdem sie sich in 
der früheren Periode fehlender sowjetischer 
Neigung zu Aktionen auf den Zusammentritt 
der Bundesversammlung festgelegt hat, kaum 
noch einen Rückzieher machen: Das würde 
nicht nur in aller Welt den Eindruck einer 
klaren Niederlage vor der Sowjetunion schaf-
fen, sondern auch katastrophale Folgen für die 
Moral der West-Berliner Bevölkerung zeiti-
gen können. Unter diesen Voraussetzungen ist 
es heute (am 13. Februar 1969) noch nicht ab-
zusehen, wie die scharfe Konfrontation aus An-
laß der Bundespräsidentenwahl in West-Ber-
lin — eine Konfrontation, wie sie unter diesen 
Umständen weder von Moskau noch von Bonn 
beabsichtigt worden ist — ausgehen wird. 
Sicher ist nur, daß die sowjetischen Führer in 
jedem Fall versuchen werden, die Konfronta-
tion auf den jetzigen Anlaß zu begrenzen und 
den Ausbruch einer umfassenden Berlin-Krise 
zu vermeiden, der ihre in Paris und Washing-
ton gerade erst neu gesicherten Entspannungs-
vorteile wieder gefährden müßte.



Helmuth Pütz

„Reale Utopien" als politische Integrationsfaktoren 
in der Bundesrepublik

Zwei Thesen sollen hier aufgestellt und be-
gründet werden: 1 . Jede in einem Staat orga-
nisierte Gesellschaft braucht zu ihrer sozialen 
Integration und politischen Orientierung „rea-
le Utopien", d. h. kreative, die politische An-
teilnahme fördernde Visionen. Streben nach 
materiellem Wohlstand kann einer Gesell-
schaft nur für eine befristete Zeit als Ziel-

vorstellung genügen. 2 . Der zu Wohlstand 
gelangten Gesellschaft der Bundesrepublik 
fehlen ebenso wie den meisten anderen Ge-
sellschaften der westlichen Welt „reale Uto-
pien". Dieser Mangel bewirkt die geistige und 
politische Unsicherheit der Bevölkerung und 
der Politiker in der Bundesrepublik.

1. Die Begriffssubstanz der „realen Utopie''

Seit Thomas Morus’ „Utopia" ist der Begriff 
Utopie negativ besetzt. Vorwiegend wird dar-
unter im sozialen Bereich ein irreales, welt- 
und wirklichkeitsfremdes, unerfüllbares 
Wunschbild von einem idealen Gesellschafts-
zustand verstanden1). Zwar kann dem Buch 
von Morus nicht eindeutig entnommen wer-
den, ob der Autor selbst seine Vorstellungen 
von der Gesellschaft als unerfüllbar und wirk-
lichkeitsfremd angesehen hat, doch ergibt sich 
aus „Utopia" schlüssig ein realer Bezug der 
Kritik zu den sozialen Zuständen in England, 
verbunden mit damals (1516) weitverbreite-
tem antik-humanistischem, christlichem Ge-
dankengut. Erörterungen über einen diessei-
tigen oder jenseitigen möglichst idealen Ge-
sellschaftszustand können aber generell nicht 
mit dem abfälligen Begriff „utopisch" abgetan 
werden; denn ein gleichermaßen abwertendes 
Urteil müßte dann auch die marxistischen und 
christlichen Utopien treffen 2).

1) Vgl.: Art. Sozialismus, in: Staat und Politik, Das 
Fischer-Lexikon, Bd. 2, Neuausgabe, Frankfurt 1964, 
S. 305; ferner Wilhelm Dultz, Fremdwörterbuch, 
Frankfurt/M.—Berlin 1965, S. 501
2) Hierzu beispielsweise: Bernhard Gebauer, Zum 
Zukunftsbild von Staat und Gesellschaft im Marxis-
mus, in: Material zum Thema Futurologie, Prog-
nostik, Planung, hrsg. von der Politischen Akademie 
Eichholz und dem Wissenschaftlichen Institut der 
Konrad-Adenauer-Stiftung, Oktober 1968, S. 15—17; 
ferner Albert Baumhauer, Zur christlichen Zukunfts-
vorstellung, ebenda, S. 17—22

3) Vgl. hierzu: Georg Picht, Prognose, Utopie und 
Planung. Die Situation des Menschen in der Zu-
kunft der technischen Welt, Schriften der Vereini-
gung Deutscher Wissenschaftler e. V. H. 6, Stutt-
gart 1967, S. 13 ff.
4) Ebenda
5) Vgl. Walter Dirks, Die Zukunft als Tabu, in: 
Deutschland ohne Konzeption? Modelle für eine 
neue Welt, hrsg. von Robert Jungk und Hans 
Josef Mundt, München, Wien, Basel 1964, S. 33—54

Der Begriff „Utopie" wird in der Hauptsache 
mit zwei Bedeutungsinhalten verbunden: Ein-
mal kann die soziale Utopie jedes realen Be-
zugs ermangeln und eine irreale Wunschvor-
stellung vom Idealzustand der Gesellschaft 
sein, zweitens kann die Utopie als ein Ent-
wurf von jenen Sozialzuständen gedacht wer-
den, die durch zielbewußte politische Aktivi- 

tät erst herbeigeführt werden sollen. In die-
sem Sinne wird als Utopie also nicht das 
Traumbild einer unwirklichen Welt verstanden, 
sondern eine gedankliche Antizipation der Zu-
kunft, die jeder zielorientierten Handlung vor-
ausgeht 3).
Picht bezeichnet die Utopie in diesem Sinnzu-
sammenhang als „aufgeklärte Utopie" 4), um 
auszudrücken, daß diese moderne Form der 
Utopie ein zwar noch nicht realisierter, aber 
potentiell realisierbarer vernunftbestimmter 
Entwurf ist.
Auch bei Dirks5) nimmt der Utopiebegriff 
eine realitätsbezogene Bedeutung an. Ein Zu-
kunftsentwurf ist zwar noch Utopie, weil er 
noch „keinen Ort" (ou topos), das heißt keine 
Stelle der Realisierung gefunden hat. Anderer-
seits wird eine derartige Utopie als real ge-
kennzeichnet, weil sie als reale Veränderung 
des Bestehenden gedacht und gewollt ist.
Der Staat Israel beispielsweise war bis zu 
seiner Gründung eine solche „reale Utopie", 
die in der Vorstellung und Zielsetzung vor-
handen, aber noch nicht realisiert worden war. 
Auch die kreative Vision des Weltfriedens 
ist eine „reale Utopie", die noch „keinen Ort 
hat", aber als reale Veränderung der Wirk-
lichkeit gedacht und gewollt ist. Nicht reali-
sierte „reale Utopien" sind ferner z. B. John-
sons „Great Society" und Ludwig Erhards 
„Deutsches Gemeinschaftswerk".



2. Utopie, Prognose, Planung

Der Weg, der von der „unrealen Utopie" zur 
Realisierung eines Zukunftsentwurfs führt, 
geht über einige wichtige Zwischenstufen: Pro-
blemanalyse, Prognose und Planung. Am Be-
ginn dieses Weges steht eine Art Zukunfts-
zielbewußtsein, das über Zukunftsforschung 
und -projektion zur Zukunftsgestaltung führt. 
Die „reale Utopie" geht zunächst von vagen 
sozialen und politischen Zielvorstellungen aus, 
wird dann immer mehr konkretisiert und stellt 
schließlich eine Skizze von Möglichkeiten für 
jenen Status dar, der durch zielorientiertes 
Handeln verwirklicht werden kann.
Um diesen Status realisieren zu können, wird 
der Ist-Zustand einer Gesellschaft, das heißt 
der Zustand ihrer politischen, sozialen, kultu-
rellen und technischen Wirklichkeit analy-
siert. Die Analyse bietet Anhaltspunkte und 
Daten, die es ermöglichen, dem Soll-Zustand 
der „realen Utopie" schärfere Konturen zu ge-
ben.
Der Diagnose des Ist-Zustandes von Gesell-
schaft und Politik schließt sich die Zukunfts-
prognose an. Die wissenschaftliche Prognose 
ist keine ungesicherte Voraussage, sondern 
eine Vorauserkenntnis, die aufgrund der in 
der Analyse erarbeiteten Daten, Trends und 
Wahrscheinlichkeiten gewonnen wird.
Die Planung stellt ein ausgearbeitetes Kon-
zept von Direktiven und Wegen zur Reali-
sierung der „realen Utopie" dar. Dabei werden 
Alternativ-Lösungen dargestellt, gewertet 
und in Rangskalen gebracht. Für einzelne Lö-
sungsvorschläge werden die erforderlichen 

Mittel errechnet und die aus der Realisierung 
erwachsenden Folgen dargestellt 6).

Planung, insbesondere Wirtschaftsplanung, 
war in der Bundesrepublik Deutschland über 
viele Jahre schlecht angesehen. Heute hat sich 
bei vielen Politikern die Einsicht durchgesetzt, 
daß Planung auf der Basis allen verfügbaren 
relevanten Wissens als gesellschaftspolitisches 
Instrument wertfrei ist.

Planung kann allerdings nicht im Singular ge-
sehen werden, wie das in totalitären Regi-
men immer der Fall ist. Pläne und Planungen 
verschiedener Art müssen in der demokratisch 
pluralistischen Gesellschaftsordnung mitein-
ander konkurrieren können und auf eine Viel-
zahl von zukünftigen Möglichkeiten, auf den 
„Plural von 7Zukunft" ) ausgerichtet sein. 
Zahlreiche und vielzielige Planungen können 
miteinander im Wettbewerb liegen und „Zu-
künfte" sind denkbar, also Zukunftsvorstel-
lungen mannigfaltiger Art. Ein Ausschließ-
lichkeitsanspruch, wie ihn auch der Sozialisti-
sche Deutsche Studentenbund (SDS) für sein 
Bild von Staat und Gesellschaft in der Zukunft 
postuliert, ist antiwissenschaftlich und anti-
demokratisch.

6) Hierzu auch: Helmuth Pütz, Gegenstand, Metho-
dik und Intention der Futurologie, in: Material-
sammlung zum Thema Futurologie, Prognostik, 
Planung, a. a. O., S. 12—15
7) Joseph H. Kaiser, Expose einer pragmatischen 
Theorie der Planung, in: Planung I, Recht und 
Politik der Planung in Wirtschaft und Gesellschaft, 
Baden-Baden 1965, S. 19

3. Der Bedarf an Zukunftsprojektionen und ihre Notwendigkeit

Besonders bei der älteren Generation ist die 
fatalistische Auffassung verbreitet, daß zu-
künftige Ereignisse und Entwicklungen nicht 
prognostiziert und gesteuert werden könnten. 
Demgegenüber setzt sich immer stärker die. 
Einsicht durch, daß Zukunftsentwicklungen in 
erheblichem Maße beeinflußt werden können. 
Die in verantwortliche Positionen nachrük- 
kende mittlere und jüngere Generation in 
allen Parteien weiß, daß die Weichen für lang-
fristige politische und soziale Entwicklungen 
und Fehlentwicklungen heute gestellt werden.

Die Exploration von Zukunftsperspektiven 
und die Erarbeitung von Konzeptionen zur 
Ausgestaltung von „realen Utopien" sind eine 

eminent politische Aufgabe, wenn die Politiker 
nicht planlos und unvorbereitet zukünftigen 
sozialen und politischen Wandlungen gegen-
übertreten wollen. Strukturelle Wandlungen, 
die sich in der Gegenwart anbahnen und in 
der Zukunft Auswirkungen zeigen, müssen 
von den Politikern rechtzeitig erkannt 
und durch vorbeugende Maßnahmen erfaßt 
werden.

Mit diesem Postulat ist eine eindeutige Ab-
sage an überwiegend reaktives Handeln der 
Politiker ausgesprochen. In der Aufbauphase 
existierten in der Bundesrepublik Deutschland 
echte „reale Utopien" in Form von weitsichti-
gen politischen Zielprojektionen. Solche Ziel-



Vorstellungen, die durch Adenauer und Erhard 
■ verkörpert wurden, waren z. B. europäische 
Intergration, Widerstand gegen die damals dro-
hende kommunistische Expansion, atlantische 
Partnerschaft mit geminderter deutscher Sou-
veränität und soziale Marktwirtschaft. Auf 
der politischen Gegenseite war beispielsweise 
die Forderung nach Sozialisierung der Indu-
strie, verfochten von Kurt Schumacher, eine 
„reale Utopie", die die politische Phantasie 
der Bundesbürger anregte.

Seit Ende der fünfziger Jahre ist keine „zün- 
i dende" politische Idee von den Politikern ent-
wickelt worden, die als Integrationsfaktor für 
einen großen Teil der Gesellschaft in der Bun-
desrepublik hätte dienen können. Aus diesem 
Zustand erwächst zu einem beträchtlichen Teil 
das Desinteresse der Bürger, insbesondere 
der Jugend und hier vorwiegend der Stu-
denten an der ideenarmen Politik in der 
Bundesrepublik. Es fehlen soziale Leitbilder, 
politische Ideen, zukunftsorientierte „reale 
Utopien", die dem Bürger das Gefühl geben, 
d
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aß technologischer, sozialer und politischer 
Fortschritt nicht richtungsblind, sondern an 
langfristigen Leitbildern orientiert ist. Hierzu 
ist experimentelles Denken und, wie Robert 
Jungk gefordert hat, die Ausarbeitung von 
Modellen ) notwendig, in denen sich die 
Wünsche der heutigen Generationen mit 
neuen Erkenntnissen und Möglichkeiten ver-
einen, um Leitbilder für die kommende Zeit 
zu finden. Der technologischen Rationalisie-
rung mit ihrer begeisterungslosen Nüchtern-
heit müssen für den sozialen und politischen 
Bereich kreative Visionen an die Seite ge-
stellt werden. Das ist eine mögliche Form der 
sozialen und politischenlntegration der Gesell-

8) Praktische Beispiele hierfür: Informationsbro-
schüre „Zentrum Berlin für Zukunftsforschung e. V.", 
Berlin 1968. — Ferner: Robert Jungk im General- 
Anzeiger, Bonn, 22./23. Juni 1968, Sonderseite 

schäft in der Bundesrepublik,
9
 an der auch die 

Jugend beteiligt werden kann ).

Politischer Pragmatismus ist für unser demo-
kratisch-pluralistisches Gesellschafts- und Re-
gierungssystem eine nicht zu unterschätzende 
Tugend, wenn sich die Politiker bewußt blei-
ben, daß politischer Pragmatismus allein und 
überwiegend reaktives Handeln den Bürger 
das Interesse an der Politik verlieren lassen. 
Bertrand de Jouvenel hat zu Recht darauf hin-
gewiesen 10),  daß es von geistiger Immobilität 
zeuge, wenn Politiker auf die Dringlichkeit 
von politischen Aufgaben warten, wenn also 
ein Problem erst dann auf die Tagesordnung 
der politischen Aktion gesetzt wird, wenn es 
sich nicht länger hinausschieben läßt. Für die 
politische Führung herrscht in diesem Fall 
„Zugzwang", das heißt, die Politiker haben 
keine ausreichende Wahl mehr, und ihre Ent-
scheidungsfreiheit ist eingeengt. Statt dessen 
ist es erforderlich, daß die Politiker sich her-
ausbildende Veränderungen rechtzeitig zur 
Kenntnis nehmen, solange diese noch formbar 
sind. Ohne prävisioneile Aktivität — so de 
Jouvenel — gibt es keine politische Entschei-
dungsfreiheit.

Die Richtigkeit von de Jouvenels Forderung 
kann nicht besser belegt werden als mit dem 
reaktiven Handeln der Politiker in den Fragen 
der Hochschul- und Bildungsreform sowie bei 
den Studentenunruhen in der Bundesrepublik. 
Hier sind die Politiker zum „Zugzwang" ge-
drängt worden, da sie die Dringlichkeit eines 
Problemkataiogs solange negierten, bis er ge-
bieterisch zwingende Form angenommen hatte.

9) Dazu: Das studentische Unbehagen an der Ent-
wicklung der Bundesrepublik, in: Schönbohm, 
Runge, Radunski, Die herausgeforderte Demokratie, 
Mainz 1968, S. 27 ff.
10) Vgl. Bertrand Jouvenel, Die Kunst der Voraus-
schau, Politica Bd. 34, Neuwied und Berlin 1967, 
S. 204 ff.

4. Die Bedeutung der Zukunftsforschung wächst

Das Wissenschaftsgebiet der Zukunftsforschung 
ist bemüht, bei der Analyse, Prognose und 
Planung von Zukunftsproblemen mit Hilfe 
eines wissenschaftlichen Instrumentariums 
Forschungsergebnisse vorzulegen, die den Po-
litikern als Entscheidungshilfe dienen kön-
nen 11).  Es kann nicht als „Modetorheit" ab-

11) Helmuth Pütz, Wissenschaftliche Beratung als 
Mittel politischer Entscheidungshilfe, in: Material-
sammlung zum Thema Futurologie, Prognostik, 
Planung, a. a. O., S. 53—55 

getan werden, daß die Beschäftigung mit ver-
schiedenen Aspekten der Zukunftsprognosen 
und -planung überall in der Welt sprunghaft 
zugenommen hat. Die Arbeiten einer steigen-
den Zahl von Wissenschaftlern verschiedener 
Fachrichtungen auf dem Gebiet der Zukunfts-
forschung zeigt, daß in dem Bereich, der durch 
die Stichworte „reale Utopie", Prognose, Pla-
nung und Programmierung umschrieben wer-
den kann, ein wachsender Bedarf vorhanden 
ist.



Nicht alle oder auch nur die wichtigsten In-
stitutionen, die sich mit „realen Utopie
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n", 
Prognosen und Zukunftsplanung beschäftigen, 
können hier genannt werden ). Das Inter-
esse an Zukunftsforschung und ihren Ergeb-
nissen ist jedenfalls weltweit und umfaßt For-
schungsprojekte und -institute in den USA, 
in der Sowjetunion, in den osteuropäischen 
Staaten (hier besonders Tschechoslowakei, Po-
len und DDR), im westeuropäischen Raum und 
in der letzten Zeit in verstärktem Maße auch 
in der Bundesrepublik Deutschland.

Die Idee, Europa zu einem Kristallisationszen-
trum der Zukunftsforschung zu machen, ist 
vom Europarat in Straßburg aufgegriffen wor-
den. Auf seine Initiative hin tagte im Januar 
1968 zum ersten Male eine „Table Ronde 2000" 
oder „Horizont 2000" genannte Expertenkom-

12) Vgl. hierzu: Futurum, Zeitschrift für Zukunfts- 
rorschung, Bd. I, H. 1, 1968, S. 153—161 

mission für Fragen der Zukunftsprognose und 
Zukunftsplanung.

Im Kreis der mit Zukunftsproblemen beschäf-
tigten Wissenschaftler haben zwar die natur-
wissenschaftlichen Fachleute aufgrund der 
ihnen zur Verfügung stehenden erprobten Me-
thoden und ihrer Möglichkeiten, Prognosen 
mathematisch und experimentell besser ab-
sichern zu können, festeren Grund unter den. 
Füßen als Geistes- und Sozialwissenschaftler. 
Doch ist die Notwendigkeit, „reale Utopien", 
Prognosen und Zukunftsplanungen zu erar-
beiten, für keinen der technologisch, wirt-
schaftlich, kulturell, sozial und politisch rele-
vanten Wissenschaftszweige bestritten. Koo- 
peration der verschiedenen Disziplinen in der 
Zukunftsforschung ist wegen des interdiszi-
plinären Charakters der zu lösenden Probleme 
und zur Erhaltung und Förderung eines Me-
thodenpluralismus in der Zukunftsforschung 
erforderlich.

5. Methoden und Prozedur der Problemanalyse und Zukunftsplanung

Es gibt heute weder ein einheitliches Wis-
sensgebiet „Zukunftsforschung" noch eine 
einheitliche Methode. Bei der Vielfalt und 
Breite der zu erforschenden Zukunftsprobleme 
ist Einheitlichkeit für beide unrealisierbar. 
Unverzichtbar ist jedoch für eine objektive 
und fachlich begründete technologische, öko-
nomische, soziologische und politologische 
Prävision sowie für ökonomische und politi-
sche Entscheidungsfindung das zu gegensei-
tiger Information führende Gespräch zwischen 
den Fachbereichen, sowohl auf der wissen-
schaftlichen als auch auf der politischen Ebene 
wie auch zwischen ihnen.

Am Anfang des Weges der zukunftorientier-
ten Planung steht die Findung „realer Uto-
pien", die Erarbeitung von Ideen und Kon-
zepten, die irgendwann, irgendwie und ir-
gendwo realisiert werden sollen. Um diesen 
Utopien schärfere Konturen geben zu können, 
muß in die Skala der Utopien Ordnung ge-
bracht werden, das heißt, es müssen Priori-
täten gesetzt werden.

Als weiterer Schritt folgt eine möglichst um-
fassende Informationssammlung und -Pro-
grammierung, die das Datenmaterial und des-
sen Verarbeitung für die Systemanalyse (Ist- 
Analyse) ergibt. Orientierungs- und Entschei-
dungshilfen für schnelle und sachgemäße Ent-
scheidungen in Wirtschaft, Verwaltung und 
Politik werden durch operationale Entschei-
dungsprogrammierung gewonnen, die Hand-
lungsalternativen aufzeigt.

Die Verwirklichung der „realen Utopie" er-
folgt über eine instrumentelle Planung, die 
den Ablaufweg der schrittweisen Annäherung 
an den Zielzustand angibt. Die Alternativ-
lösungen, die zur Erreichung des Ziels der 
Zukunftsprojektion möglich sind, werden nach 
Auswahlkriterien in eine Rangfolge gebracht 
Durch Simulationen dieser Alternativlösungen 
beispielsweise mit Hilfe elektronischer Daten-
verarbeitung können die zweckmäßigsten Lö-
sungen des Problems erarbeitet werden.

Der letzte Schritt besteht in der Ausarbeitung 
von Empfehlungen an die, welche Entschei-
dungen treffen müssen — in unserem Falle die 
Politiker.

Die Entscheidungsfreiheit des Politikers muß 
jederzeit gesichert sein. Die Informationen, 
die er erhält, müssen verläßlich und nur am 
Problemgegenstand orientiert sein. Der Poli-
tiker muß umfassend über die voraussichtli-
chen Folgen seiner Entscheidungen unterrich-
tet werden, bevor er sich für eine der Lösungs-
alternativen entscheidet.

Mit der Verwirklichung einer „realen Uto-
pie" ist in keinem Fall über eine Zukunfts-
planung entschieden, die ein für allemal gül-
tig ist. Soziale, wirtschaftliche und politische 
Veränderungen erfordern unablässig die Über-
prüfung von getroffenen Zukunftsprojektio-
nen, den Entwurf neuer „realer Utopien" unc 
ihrer Verwirklichungswege.



6. Aktuelle Themen für „reale Utopien"

Die demokratisch-soziale Ordnung in der Bun-
desrepublik ist kein starres System, sondern 
mit der Entwicklung der
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 Gesellschaft selbst 
in Bewegung. „Die Zukunftsaussichten des 
parlamentarischen Regierungssystems in der 
Bundesrepublik" ) hängen weitgehend da-
von ab, ob das Parlament von der Gesell- 
schäft 
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als Repräsentationsgremium angesehen 

wird oder nicht ).  Der selbstverantwortliche 
und mitentscheidende Bürger muß das Ge-
fühl haben, daß seine Probleme im Parla-
ment diskutiert, seine Angelegenheiten von 
der Verwaltung angemessen entschieden wer-
den und sein Recht von den Institutionen der 
Justiz verteidigt wird. In der Realität hat der 
Bürger nur selten irgendeine Art von Kom-
munikation mit dem Parlament.

Vor dem Gestrüpp der Instanzenwege und 
vor dem Vielerlei der Justiz- und Verwaltungs-
institutionen steht er oft hilflos und ohne Ver-
lrauen im Gefühl der Einflußlosigkeit mäch-
tigen Apparaten gegenüber. Deshalb ist eine 
„reale Utopie" für eine Parlaments-, Ver-
waltungs- und Justizreform notwendig, die das 
Konzept des mündigen Bürgers zu verwirk-
lichen trachtet.

Ein „soziales 15Vorwarnsystem" ) müßte ent-
wickelt werden, das die langfristigen Folgen 
der technischen Entwicklung für das Indivi-
duum, die Gesellschaft und die menschliche 
Umwelt frühzeitig erkennt und Lösungsalter-
nativen anzubieten vermag. Potentielle ge-
sellschaftliche Krisenherde müßten so recht-
zeitig aufgezeigt werden, daß Gefahren für 
den sozialen Frieden und die soziale Ge-
rechtigkeit abgewendet werden können.

Ungelöste Probleme der Infrastruktur sind in 
der Bundesrepublik seit Kriegsende zu einem 
ganzen Bündel angewachsen. Jedes dieser 
Einzelprobleme der Infrastruktur ist einer ei-
genen „sozialen Utopie" würdig. Langfristige 
Zielprojektionen fehlen für Fragen der Raum-
ordnung, der Stadtsanierung, des Verkehrs-
wesens einschließlich der Verkehrswege, fer-
ner für den Krankenhaus-, Hochschul- und 
Schulbedarf. Verkehrsmodelle könnten z. B. 
Aufklärung über zu erwartende Verkehrs-

13) Vgl. Wilhelm Hennis, Wie wollen wir regiert 
werden? Die Zukunftsaussichten des parlamentari-
schen Regierungssystems in der Bundesrepublik, in: 
Die Zeit, Nr. 11, 15. 3. 1968, S. 9 f.
14) Vgl. Manfred E. Ritterbach, Zukunftsaspekte 
der demokratischen Staatsordnung, in: Material-
sammlung zum Thema Futurologie, Prognostik, 
Planung, a. a. O., S. 23—27
15) Vgl. Informationsbroschüre Zentrum Berlin für 
Zukunftsforschung e. V.", Berlin 1968, S. 15 und 18 f. 

ströme und den Bedarf an verschiedenartigen 
Verkehrsmitteln im europäischen Raum für 
das Jahr 1980 und 2000 geben. Um ein weite-
res Beispiel zu nennen: Die Zukunft unserer 
Städte unter den Bedingungen der ständig 
wachsenden Zahl von privaten und öffent-
lichen Verkehrsmitteln liegt jetzt noch ohne 
jede politische Orientierungshilfe und Plan-
ziffer im Dunkeln.

Das Problem der Vereinigung oder Nichtver-
einigung der Teile Deutschlands wird voraus-
sichtlich bis zum Jahre 2000 auf irgendeine Art 
gelöst werden. Deutschland-Modelle, in denen 
alle politischen Möglichkeiten impliziert wä-
ren, könnten mehr Klarheit in die Fülle von 
Lösungsalternativen, bringen und zur Aufstel-
lung einer Prioritätenskala beitragen. Der 
Film von Rüdiger Allmann „Der Deutsche 
Bund" kann als Schritt zu einem Modell für 
eine „reale Utopie" in der deutschen Frage an-
gesehen werden.

In welcher Richtung soll die Integration Eu-
ropas fortschreiten, und wie soll Europa 1980 
aussehen? Europamodelle müßten Alternati-
ven für die Zukunft Europas unter Berück-
sichtigung potentieller, politischer und ökono-
mischer Konzepte und Strategien aufzeigen. 
Die „reale Utopie" von einem politisch ge- 
einten Europa ist obsolet geworden und trägt 
zur Frustration der deutschen Jugend bei. „Es 
fehlen der deutschen Jugend
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 weile politische 

Perspektiven, die den Einsatz lohnen" ). Ein 
geeintes Europa als Mil-Garant des Weltfrie-
dens, als Helfer der Entwicklungsländer und 
als Schrittmacher der technologischen Zukunft 
ergibt genug Stoff für reale Europa-Utopien.

Die ungewisse Zukunft des nordatlantischen 
Bündnisses stellt einen unbefriedigenden Zu-
stand für den politischen und den militäri-
schen Bereich dar. Die NATO als militärisches 
und politisches Bündnis liegt im Dämmerzu-
stand, weil keine langfristige Konzeption für 
politische Einsatzmöglichkeiten des Bündnisses 
existiert. Der militärische Auftrag der Bundes-
wehr als eines konventionellen Schildes oder 
atomaren Schwertes ist im Zwielicht. Uber Ver-
größerung oder Verminderung der militäri-
schen Anstrengungen gehen die Ansichten 
der Bündnispartner auseinander. Ein Bündnis, 
das nicht auf einer konkreten Zielvorstellung 
begründet ist (eine unmittelbare militärische 
Bedrohung der Bundesrepublik durch die So-
wjetunion ist derzeit nicht wahrscheinlich) und

16) Vgl. Ernst Majonica, Geben wir Europas Jugend 
ein Beispiel, in: DUD, Deutschland-Union-Dienst, 
Nr. 103, 22. Jahrgang (A), 30. 5. 1968, S. 1 



dessen langfristiger Auftrag nicht — entspre-
chend den gewandelten außenpolitischen Ver-
hältnissen — neu formuliert wird, verliert all-
mählich seine Existenzberechtigung. Die alte 
Zielvorstellung der nur-militärischen Defen-
sive Westeuropas muß durch eine politische 
Zielplanung für das atlantische Bündnis er-
gänzt werden.
Nur in Ansätzen besteht in der Bundesrepu-
blik die Friedensiorschung. Im öffentlichen 
Bewußtsein wird die Tatsache, daß die Er-

kenntnisse der Friedensforschung dazu bei 
tragen können, Kriege globalen Ausmaße 
zu verhindern, kaum bemerkt. Systemanaly 
sen der Kriegsverhinderung, der Rüstungsbe 
schränkung und Abrüstungsmodelle könnei 
zu verbreiteten „realen Utopien" führen, di« 
einer Art Weltbürgerschaft ständig bewuß 
machen, daß die Friedenserhaltung eines de 
höchsten politischen Ziele ist und daß für die 
Lösung dieser Aufgabe konzeptionell gearbei 
tet werden kann.

7. „Reale Utopien" als politische Handlungsmaßstäbe

Politische Aktivität darf nicht nur kurzfristig, 
sondern muß auch langfristig orientiert sein. 
Den Bürgern müssen politische Zielvorstel-
lungen angeboten werden, damit sie wissen, 
in welche Richtung der politische Weg gehen 
soll. Zwar sind die Zukunftserwartungen, 
-ziele und -ansprüche in der Gegenwartsge-
sellschaft zumeist recht vage gefaßt, jedoch 
gehört es zur Führungsaufgabe der Politiker, 
daß sie Zielprojektionen artikulieren, die dem 
Bürger als Leitideen für die Zukunft dienen 
können.

Politische Handlungsmaßstäbe ergeben sich 
aus den Vorstellungen darüber, wie die Zu-
kunft in einzelnen sozialen und politischen Be-
reichen gestaltet sein soll. Zukunftserwartun-
gen zielen — das liegt in der Veranlagung 
des Menschen — auf Verbesserungen. Sozia-
les Unbehagen ist hierbei der Motor fort-
schrittlicher Zukunftsentwicklung.
Obwohl einsichtig ist, daß Konflikte in einer 
freiheitlich-pluralistischen Gesellschaft unver-
meidbar sind und ausgetragen werden müssen, 
zielt menschliches Bestreben doch darauf ab, 
politische und soziale Disharmonien zu mil-
dern und Spannungen in der Gesellschaft mög-
lichst vor ihrem Entstehen auszuräumen.
„Zukunft" kann aber nicht als Ende aller Zei-
ten angesehen werden, als das Paradies auf 
Erden, sondern lediglich als eine Kulturstufe, 
auf der viele der jetzt erkannten sozialen und 
politischen Mängel zwar behoben wurden, der 
aber durch inzwischen eingetretene soziale 
Wandlungen und Verschiebungen neue poli-
tisch-soziale Probleme erwachsen sind, die 
ihrerseits einer Lösung in der Zukunft har-
ren. Die jeweilige Lösung von Sozialproble-

men bedeutet nicht Endzustand, sondern stän-
dige politische Aufgabe.
Zukunftsprognosen und Zukunftsplanung er-
folgen immer auf der Basis von heutigen 
Wertvorstellungen, die ebenfalls an geänder-
ten Sozialverhältnissen zu überprüfen sind. 
„Reale Utopien" und die auf sie ausgerichte-
ten politisch-intentionalen Aktionskriterien 
bleiben selbst nur für eine gewisse Zeit gül-
tig. Neue „reale Utopien" müssen entwickelt 
werden, wenn sich herausstellt, daß die Prä-
missen, auf denen die alten Zukunftsprojek-
tionen beruhten, durch gewandelte Sozialver-
hältnisse überholt sind.

Allgemeine und umfassende Utopien, wie z. B. 
die Ausgestaltung einer humaneren Gesell-
schaftsordnung, müssen konkretisiert werden 
durch detaillierte kurz- und mittelfristige 
„reale Utopien", die Maßstäbe für politische 
Handlungsweisen setzen. Das Problem des 
Weltfriedens ist beispielsweise eine umfas-
sende Utopie, die etwa durch die „reale Uto-
pie" der Rüstungsminderung schärfere Kon-
turen erhält.
Die Einsicht, daß die Gesellschaft in der Bun-
desrepublik Deutschland eine „dynamische 
Gesellschaft" ist, um einen Ausdruck Richard 
F. Behrendts zu benutzen, hat zur Konse-
quenz, daß diese Dynamik nicht ziellos blei-
ben darf, sondern von Wissenschaftlern und 
Politikern durch kreative Visionen im sozia-
len, wirtschaftlichen, kulturellen und politi-
schen Bereich auf Zukunftsaufgaben gerichtet 
wird, die den Erwartungen der Menschen ge-
recht werden und die ihnen Handlungsmaß-
stäbe für ihr politisches und soziales Tun 
nahelegen.
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